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Vorwort

Sehr geehrte Leserinnen und Leser,

hochkarätige Gäste – darunter auch ein Vertreter der 
Bundesregierung – haben bei der 2. Gedenkveran-
staltung für Yagmur Stellung bezogen zum Thema 
Kinderschutz. Sämtliche Redebeiträge haben wir 
Ihnen in dieser Dokumentation zum Nachlesen zu-
sammengefasst.

Die Veranstaltung am 18. Dezember 2016 war für die 
Vertreter der Yagmur Gedächtnisstiftung gleich in 
mehrfacher Hinsicht eine Premiere: Zum ersten Mal 
wurde der Yagmur Erinnerungspreis „Zivilcourage im 
Kinderschutz“ vergeben. Ebenfalls zum ersten Mal 
stellte das Stiftungskuratorium die von ihm in Auftrag 
gegebene Kinderschutzstudie vor. Sowohl die Preis-
verleihung als auch die Studie werden künftig fester 
Bestandteil der Gedenkveranstaltungen sein, die 
jedes Jahr an Yagmurs Todestag stattfinden. 

Eine weitere Premiere war der Ort: der Kaisersaal des 
Hamburger Rathauses. Ein würdiger Rahmen für ein 
Veranstaltungsthema, das vor allem auch die Politik 
betrifft: Kinderschutz. Die Yagmur Gedächtnisstif-
tung hat es sich zur Aufgabe gemacht, die Rechte 
von vernachlässigten und misshandelten Kindern in Hamburg zu stärken und sie so 
vor weiterer Gewalt zu schützen. Dafür setzt sie sich über Parteigrenzen hinweg ein.

Auf den folgenden Seiten lesen Sie, wie es um den Kinderschutz in Hamburg bestellt 
ist, und welche Bemühungen von Seiten der Politik angestellt werden, um die Situation 
der betroffenen Kinder zu verbessern.

Für aktuelle Informationen besuchen Sie bitte unsere Webseite unter  
yagmur-stiftung.hamburg.

Michael Lezius
Stifter und Vorstand der Yagmur Gedächtnisstiftung

2. Gedenkveranstaltung  
für Yagmur

Am 18. Dezember 2016, 11 Uhr
im Hamburger Rathaus, Kaisersaal

Ziele Anmeldung

Verleihung des  
Yagmur Erinnerungspreises  

„Zivilcourage im Kinderschutz“

Veröffentlichung der  
Kinderschutzstudie

Dr. Ralf  Kleindiek, SPD, Berlin, BMFSFJ
André Trepoll, CDU-Fraktionsvorsitzender, Hamburg
Helge Adolphsen, Hauptpastor em., St. Michaelis 
Hamburg

Stephanie Nannen, Journalistin und Autorin, 
Hamburg (Moderation)

Eine Veranstaltung der 
Yagmur Gedächtnisstiftung 

und den Hamburger 
Bürgerschaftsfraktionen von SPD und CDU 

in Zusammenarbeit mit der
Deutschen Kinderhilfe e.V., Berlin

Die Yagmur Gedächtnisstiftung gibt einen Impuls 
an die Zivilgesellschaft und an die Politik, die Ver-
waltung und die Gerichte, um den Kinderschutz 
verstärkt in das Bewusstsein der Öffentlichkeit zu 
tragen. 

„Wir wollen einen Beitrag dazu leisten, dass Tayler 
das letzte Kind war, das unter öffentlicher Aufsicht 
in Hamburg durch Vernachlässigung und Misshand-
lung zu Tode gekommen ist“, sagt Michael Lezius, 
Gründer der Yagmur Gedächtnisstiftung. 

Michael Lezius hat 20.000 € als Basisfinanzierung 
für den jährlich zu vergebenden Stiftungspreis zur 
Verfügung gestellt. Darüber hinaus werden pro Jahr 
3.000 € an Spendenmitteln benötigt. Spendenkonto 
siehe rechts unten.

Die Yagmur Gedächtnisstiftung will:

1. die UN-Kinderrechtskonvention bekannter  
machen.

2. erreichen, dass Kinderrechte bei Vernachlässi-
gung und Misshandlung über die Elternrechte 
gestellt werden.

3. einen Yagmur Erinnerungspreis für „Zivilcoura-
ge im Kinderschutz“ vergeben.

4. eine Studie zur Qualität der Kinderschutzarbeit 
des Hamburger Senats erstellen lassen.

5. die immer noch vorherrschende Haltung beim 
Jugendamt „Blut ist dicker als Wasser“ bei 
Rückführungen von Pflegekindern in die Her-
kunftsfamilie überwinden.

Bitte melden Sie sich bis zum 13. Dezember 2016 
verbindlich zu unserer Veranstaltung am 18.12.2016  
von 11.00 Uhr bis 12.30 Uhr im Rathaus Hamburg 
an. Die Teilnehmerzahl ist begrenzt. 

Ihre Anmeldung schicken Sie bitte mit Angabe Ihres 
vollen Namens, Ihrer Adresse und Telefonnummer 
per E-Mail an: lezius@yagmur-stiftung.hamburg

Yagmur Gedächtnisstiftung
Erika-Mann-Bogen 15
22081 Hamburg

Wenn Sie Interesse am Freundeskreis der Yagmur 
Gedächtnisstiftung haben, wenden Sie sich bitte an: 
freundeskreis@yagmur-stiftung.hamburg

Unterstützen Sie uns!

CROWDFUNDING
www.gut-fuer-hamburg.de/projects/41182

SPENDENKONTO
IBAN DE35 2005 0550 1002 2425 90
BIC HASPDEHHXXX

Wenn Sie bei der Überweisung Ihrer Spende eine 
Adresse angeben, schicken wir Ihnen gerne eine 
Spendenbescheinigung zu.

Gestaltung: Mirjam Büttner / www.salzwassermedien.de

yagmur-stiftung.hamburg
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An einem Tag, an dem wir Yagmurs gedenken, könnte ich Ihnen viel über die Kleine 
erzählen, die ich nur wenige Tage nach ihrer Geburt zum ersten Mal sah. Vielleicht 
zumindest dies: Sie ist nicht nur gestorben. Yagmur hat auch gelebt. Sie war ein Kind, 
das atemberaubend hoch kletterte, das im Matsch spielte, das eine Weile lang so 
richtig Kind war.

Yagmur, Yaya – wie sie genannt wurde – das war dieser immer lachende Springins-
feld, ein Pfundsmädel, ein Musketier – mutig, neugierig, voller Entdeckergeist und 
kraftvoller Lebensenergie. Sie war nie krank, und wenn es einmal Tränen gab, so war 
die Welt doch schnell wieder in Ordnung. 

Unsere Kinder luden sich gegenseitig zu Geburtstagen ein. Und ich sehe sie vor mir: 
Yaya an ihrem zweiten Geburtstag, die vor Wonne quiekend auf ihrem Trampolin 
hüpfte – höher und immer höher. Yaya, die 
in Windeseile mühsam aufgebaute Holz-
eisenbahntrassen zerlegen und die Holz-
schienen überall verteilen konnte, sodass 
ihr älterer Pflegebruder verzweifelte und mit 
ihr schimpfte. Yaya, die dann freudig lächel-
te, weil sich alle mit ihr beschäftigten. 

Es ist eine Schande, dass Kinderleben – 
selbst unter Aufsicht der Behörden und 
eben nicht nur der – in Hamburg nicht im-
mer sicher sind. Eine Schande, dass  
Yagmur tot ist.

Yaya, in ihrem feinen Geburtstagskleidchen 
und mit Schleifchen im Haar – das Gesicht 
über und über mit Schokolade beschmiert… 

Ein Kind zu verlieren, ist das Schlimmste, 
sagt man. Am 18. Dezember 2013 haben 
wir alle eins verloren. 

Stephanie Nannen moderierte die zweite 
Gedenkveranstaltung für Yagmur

Moderation

Begrüßung | Stephanie Nannen

Die Journalistin und Autorin ist Kuratoriumsmitglied in der  
Yagmur Gedächtnisstiftung. Bei der Gedenkveranstaltung führte  
sie als Moderatorin durchs Programm.
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Einführung | Michael Lezius  

Der unermüdliche Streiter für den Kinderschutz hat im April 2016 
die Yagmur Gedächtnisstiftung gegründet. In diesem Jahr lobte 
er zum ersten Mal den Yagmur Erinnerungspreis aus. 

Meine Damen und Herren,

ich freue mich darüber, dass sich so viele Menschen am 
vierten Adventssonntag auf den Weg gemacht haben, um 
an der Verleihung des Yagmur Erinnerungspreises teilzuha-
ben. Heute wäre Yagmur sechs Jahre alt, im nächsten Som-
mer sollte sie eingeschult werden. Dazu kommt es nicht, 
denn Yagmur ist heute vor drei Jahren getötet worden.

Das Leben und Sterben von Yagmur hat mich tief berührt. 
Der PUA Yagmur und der Strafprozess gegen ihre Eltern 
ließen mich nicht los. Der Weg zu einer Stiftung lag sicht-
bar vor mir, etwas musste sich doch ändern lassen. Ich 
wollte einen Beitrag dazu leisten, dass nicht noch ein Kind 
stirbt – noch dazu unter der Aufsicht der Behörden.

Ein Jahr ist es her seit wir am 18.12.2015 in der Patrioti-
schen Gesellschaft Yagmurs gedachten. Die „Deutsche 
Kinderhilfe e.V., Berlin“ hatte den Gedenktag ins Leben 
gerufen – ein erster Schritt. Heute sind wir einen großen 
Schritt weiter. Es gibt die Yagmur Gedächtnisstiftung, die 
als gemeinnützige Organisation anerkannt ist und viele 
Unterstützer hat. Sie ist auf zehn Jahre konzipiert. 

Der Yagmur Gedächtnisstiftung geht es vor allem darum:

1.	 Schicksale wie Chantal, Yagmur, Tayler, Michelle, Jessi	
	 ca, Lara Mia zu verhindern.
2.	 Die Kinderrechte bei Misshandlung über die Eltern- 
	 rechte zu stellen.
3.	 Die UN-Kinderrechtskonvention bekannter zu machen.
4.	 Die vorherrschende Haltung beim Jugendamt „Blut 	
	 ist dicker als Wasser“ bei Rückführungen von Pflegekin-	
	 dern nach Misshandlungen in der Herkunftsfamilie zu 	
	 überwinden.

Michael Lezius

Redebeiträge
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Wir haben hohe Erwartungen formuliert und erhoffen uns 
– nein wir rechnen mit –Veränderungen zum Wohle der 
Kinder. Deshalb sprechen wir Empfehlungen für die Ver-
besserung der Kinderschutzarbeit in Hamburg aus.

Ich bin unendlich dankbar für die mannigfaltige Hilfe, die 
mir und uns auf diesem Weg zuteil wird. Viele Helfer kenne 
ich persönlich, manche Menschen tun Gutes, ohne dass 
ich es weiß. Wie wunderbar auch, dass wir heute hier im 
Rathaus sein dürfen. Den Herren André Trepoll (CDU) und 
Dr. Andreas Dressel (SPD) und Frau Dr. Isabella Vértes- 
Schütter bin ich sehr verbunden, auch der „Deutschen 
Kinderhilfe e.V.“ in Berlin.

Erstaunlich war für mich – und da möchte ich allen en-
gagierten Menschen Mut machen – dass ich als einzel-
ner Bürger so viel bewirken konnte. Ich habe wohl den 
richtigen Nerv getroffen. Heißt aber: Das kann jeder von 
Ihnen. Seien Sie aktiv! Kooperieren Sie! Nehmen Sie sich 
die Zeit! Haben Sie Mut! Das Glück kommt dann schon 
dazu. Sie werden staunen, was Sie erreichen können. 
Auf einmal ist eine Unterstützergruppe da – wie aus dem 
Nichts.

Seit vielen Jahren kämpfen Menschen dafür, die Kinder-
rechte (1989 Unterzeichnung der UN-Kinderrechtskonven-
tion) zu stärken. Seit 40 Jahren versuche ich es. Wir sind 
kurz vor dem Ziel, die Kinderrechte in Artikel 2 des Grund-
gesetzes aufzunehmen. Wir dürfen nicht nachlassen.

Hoffnungsfroh las ich im Jahr 2013 die Kinderschutzver-
einbarung der Bezirksämter: „Im Zweifelsfall ist immer 
das Kindeswohl handlungsbestimmend“. Das kannte ich 
schon aus dem Bundesverfassungsgerichtsurteil vom 
17.10.1984 zum § 1632, Absatz 4 BGB. Wenn Eltern- und 
Kindesrechte gegeneinander stehen, gehen Kindesrechte 
vor. Die Schnittstellenproblematik in der Zusammenarbeit 
zwischen Gerichten, Jugendamt, Polizei und Rechtsmedi-
zin löste der Senat mit seinem Kinderschutzkonzept vom 
21.8.2014 („Verbesserung des Hamburger Kinderschutzes 
in gemeinsamer Verantwortung der Bereiche Jugendhilfe, 
Gesundheit, Justiz und Polizei“).

Am 19.12.2015, also einen Tag und zwei Jahre nach Yag-
mur, starb Tayler an seinen schweren Hirnverletzungen. 

Michael Lezius begrüßte die Gäste der 
Gedenkveranstaltung im Kaisersaal des 
Hamburger Rathauses

Redebeiträge
Michael Lezius
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Der Junge war zwölf Monate alt. In der Praxis war offenbar 
von den guten Vorgaben wenig angekommen.

Hoffnung wandelte sich in mir zu Trauer. Aus Dur wurde 
Moll. Wie konnte im Jugendamt eine Kultur entstehen, die es 
zuließ, dass „Fallführende Fachkräfte“ sich über Vorschriften 
hinwegsetzen? Warum wurde von 1300 Pflegeverhältnissen 
die Hälfte nicht nach den Vorschriften der Behörde für Arbeit 
und Soziales (BASFI) bearbeitet?

Wir sind heute zusammengekommen, um zu gedenken, 
auch um zu mahnen. Aber wir wollen auch gebührend feiern. 
Heute haben wir nämlich guten Grund zur Freude. In den ver-
gangenen Monaten haben wir 20 Vorschläge für den Yagmur 
Erinnerungspreis „Zivilcourage im Kinderschutz“ erhalten. Mit 
14 Bewerbungen setzte sich die Jury intensiv auseinander. 
Jede dieser Personen, Organisationen oder Initiativen arbei-
tet daran, die Kinderschutzpraxis in Hamburg zu verbessern. 
Herr Adolphsen wird davon ausführlich berichten. Ich darf 
sagen, dass es mich glücklich gemacht hat, jeden einzelnen 
dieser Vorschläge zu erhalten und zu studieren. Zeigt es mir 
doch wieder: Wir sind nicht allein. Gemeinsam werden wir 
Kindern das Leben retten. Anders kann es nicht sein.

Ich wünsche uns und Ihnen, meine Damen und Herren, eine 
bereichernde Veranstaltung, und weiterhin einen schönen 
vierten Advent.

Stifter Michael Lezius 
stellte sich nach der 
Gedenkveranstaltung den 
Fragen der Journalisten

Redebeiträge
Michael Lezius
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Redebeiträge

Sehr geehrter Herr Lezius, sehr geehrter Herr Trepoll,
sehr geehrte Damen und Herren,

I.
Kinder haben Rechte. Diese Rechte sind festgeschrieben 
in der Kinderrechtskonvention der Vereinten Nationen.
Kinder haben ein Recht auf ein Zuhause, auf Bildung,
Gesundheit und eine gewaltfreie Erziehung. Diese Rech-
te haben Kinder, weil sie Menschen sind. Kinderrechte 
sind deshalb Menschenrechte und gleichzeitig Rechte für 
Menschen, die besonders schutzbedürftig sind. Kinder 
brauchen Menschen, die sich für sie einsetzen. In erster 
Linie sind das die Eltern, ihre Familien. Noch schutzbedürf-
tiger allerdings sind Kinder dann, wenn ihre Eltern sie nicht 
schützen.

Zivilcourage im Kinderschutz heißt, dass andere Men-
schen außerhalb der Familie die Augen offenhalten und 
den Mund aufmachen, wenn es um das Wohl von Kindern 
geht. Für ihre Bedürfnisse und Wünsche. Für ihr Recht auf 
einen guten Start ins Leben. Für eine gute Kindheit und ein 
gelingendes Aufwachsen.

Sie, liebe Gäste, sind in vielen unterschiedlichen Bereichen 
für das Kindeswohl in unserem Land engagiert. Sie sind 
couragierte Kämpferinnen und Kämpfer für Kinderrechte.
Dafür möchte ich heute Danke sagen.

II.
Bei jedem Fall von Kindeswohlgefährdung stellen wir uns 
alle, Politik, Medien und Gesellschaft, die Frage:

Was können wir besser machen? Wie können wir Kinder 
besser schützen? Diese Frage wird noch viel dringlicher 
und vor allem viel schmerzlicher, wenn ein Kind ums Leben 

Dr. Ralf Kleindiek

Grußwort | Dr. Ralf Kleindiek 

Der Staatssekretär im Bundesministerium für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend nimmt als Vertreter der Bundesregierung an 
der Gedenkveranstaltung teil. 
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Redebeiträge
Dr. Ralf Kleindiek

gekommen ist. Dann ist das Bedürfnis groß, einen Schuldi-
gen zu finden. Es ist ja auch richtig, Verantwortung einzu-
fordern. Am Ende hilft es aber in der Regel nicht, jemand 
an den Pranger zu stellen. Das führt zu einem Klima der 
Angst. Und diese Angst lähmt die Bereitschaft, Gefahren 
frühzeitig zu benennen, auch Beinahe-Fehlern nachzuge-
hen, Fehler zuzugeben und systematisch aus Fehlern zu 
lernen.

Kinderschutz bedeutet Prävention: So früh wie möglich 
helfen. Kinderschutz bedeutet Handlungssicherheit:
Diejenigen zu unterstützen, die konkret im Kontakt mit 
einem Kind und seiner Familie Verantwortung tragen.
Kinderschutz bedeutet schließlich Fehlerlernen: Schutz-
lücken zu erkennen und zu schließen. All das zusammen 
ist der Schutzauftrag von Staat und Gesellschaft für das 
Wohlergehen von Kindern.

Hamburg hat vor und nach dem Tod von Yagmur viel 
getan, um den Kinderschutz zu verbessern. Schwerpunkte 
sind Qualifizierung, zum Beispiel in den Jugendämtern und 
den Pflegekinderdiensten, und Zusammenarbeit.

Zwischen Staatsanwaltschaft und Jugendämtern, zwi-
schen Allgemeinem Sozialem Dienst und Kitas, zwischen 
Jugendämtern, Landesbehörde und Rechtsmedizin. Gera-
de das Kinder-Kompetenzzentrum in der Rechtsmedizin 
am Universitätsklinikum Eppendorf finde ich vorbildlich.
Speziell geschulte Ärztinnen und Ärzte, Erreichbarkeit rund 
um die Uhr, ein Netzwerk von Kliniken und ein Team, das 
Kinder und Jugendliche in der ganzen Metropolregion un-
tersucht. Auch die 74 zusätzlichen Stellen in den Allgemei-
nen Sozialen Diensten haben geholfen, die Fachkräftesitu-
ation zu stabilisieren und den Kinderschutz zu verbessern.

III.
Der Bund hat sich 2012 mit dem Bundeskinderschutzge-
setz daran gemacht, den Kinderschutz zu verbessern.

Mit dem Gesetz haben wir den Schutzauftrag in vielen 
Bereichen genauer gefasst. Lücken wurden geschlos-
sen und die Akteure für die besonderen Anforderungen 
des Schutzes von Kindern weiter sensibilisiert. Mit dem 
Bundeskinderschutzgesetz ist die Bundesinitiative Frühe 
Hilfen rechtlich verankert worden. Wir haben den Auf- und 
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Ausbau von Netzwerken Früher Hilfen seitdem gefördert 
und werden das weiterhin tun. 51 Millionen Euro jährlich 
sind im Haushalt für die nächsten Jahre vorgesehen. 
Die Evaluation des Bundeskinderschutzgesetzes hat uns 
gezeigt, dass die gesetzlichen Maßnahmen wirken. Netz-
werke und interdisziplinäre Zusammenarbeit sind in ganz 
Deutschland etabliert.

Die Frühen Hilfen werden gut angenommen, auch der 
Einsatz von Familienhebammen hat sich bewährt. Aus der 
Evaluation wissen wir, dass der Austausch von Hinwei-
sen auf mögliche Kindswohlgefährdungen zwischen den 
Jugendämtern zugenommen hat. Die Übergabe von Fällen 
funktioniert besser. Damit wird sichergestellt, dass Famili-
en, die bereits beim Jugendamt in der Beratung waren,
bei einem Wohnortwechsel nicht durch das Rost fallen.
Und dass sich die Fachkräfte nicht in jeden Fall komplett 
neu einarbeiten müssen, sondern gerade bei schwieri-
gen Fällen im Bild sind. Es gibt mehr Hilfekontinuität. Die 
Evaluation des Bundeskinderschutzgesetzes zeigt aber 
auch, an welchen Stellen wir noch zulegen oder nachlegen 
müssen.

So müssen Kinder- und Jugendhilfe und Gesundheitswe-
sen noch enger zusammenarbeiten. Deshalb wollen wir, 
dass beispielsweise Ärztinnen und Ärzte, die beim Ver-
dacht einer Kindeswohlgefährdung das Jugendamt ein-
schalten, in die darauffolgende Gefährdungseinschätzung 
durch das Jugendamt eingebunden werden können. Auf 
der einen Seite profitiert das Jugendamt von den Kennt-
nissen und der Expertise der Ärztin oder des Arztes. Auf 
der anderen Seite erhalten Ärztinnen und Ärzte die für sie 
wichtige Rückmeldung, wie es mit dem Kind konkret wei-
tergeht. Sie sitzen mit am Tisch, wenn es darum geht, ob 
sich der Verdacht erhärtet und welche Unterstützung für 
die Familie am besten geeignet ist.

In diesem Zusammenhang ist es auch wichtig, die soge-
nannte Befugnisnorm zur Übermittlung von Informationen 
an das Jugendamt noch klarer zu formulieren. Es kann 
und darf nicht sein, dass Meldungen von möglichen Kin-
deswohlgefährdungen deshalb unterbleiben, weil Berufs-
geheimnisträgerinnen und Berufsgeheimnisträger unsicher 
sind, wann sie sich an das Jugendamt wenden können. 
Wir wollen im SGB VIII noch konsequenter vom Kind her 

Redebeiträge
Dr. Ralf Kleindiek
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denken. Nicht das, was den Eltern fehlt, ist Ausgangspunkt 
für die Kinder- und Jugendhilfe. Sondern das, was ein Kind 
braucht. Deshalb wollen wir den Beratungsanspruch für 
Kinder und Jugendliche im SGB VIII nicht mehr von einer 
Not- oder Konfliktlage abhängig machen.

Er soll uneingeschränkt gelten – unabhängig von den El-
tern. Damit Kinder und Jugendliche sich auch selbststän-
dig Hilfe suchen können, wenn die Eltern dazu nicht in der 
Lage oder nicht willens sind.

IV.
Meine Damen und Herren, vom Kind her zu denken, heißt 
in Pflegefamilien auch: Stärker vom Pflegekind her zu den-
ken. Die kleine Yagmur ist 2013 gestorben.
Das Bundeskinderschutzgesetz war damals schon in 
Kraft. Aber noch immer kommt es vor, dass leibliche Eltern 
mit ihrem Sorgerecht ein Kind aus einer Pflegefamilie 
holen, obwohl es sich dort eingelebt hat, enge emotionale 
Bindungen aufgebaut hat, sich wohlfühlt und unter guten 
Bedingungen aufwächst.

Damit wir uns nicht missverstehen: Ein Kind aus einer Fa-
milie herauszunehmen, Mutter und Vater ihr Kind wegzu-
nehmen, kann nur das letzte Mittel sein, wenn es wirklich 
nicht anders geht. Andersherum muss es auch möglich 
sein, dass ein Pflegekind zu seinen Eltern zurückkehrt,
wenn sich deren Situation stabilisiert hat. Wenn sie den 
Nachweis erbracht haben, dass sie sich um die Erziehung 
ihres Kindes kümmern wollen und kümmern können. Kin-
der und insbesondere Pflegekinder brauchen stabile Struk-
turen. Wir müssen schneller entscheiden, ob aus einem 
Pflegeverhältnis ein Dauerpflegeverhältnis wird.

Schneller, was das Kindeswohl und mögliche Gefährdun-
gen angeht. Schneller auch, was das Zeitgefühl von Kin-
dern angeht. Im Sinne des Kindeswohls müssen Jugend-
ämter und Familiengerichte hier ihre Verfahren anpassen.
Auf der anderen Seite sind Kinder viel schneller als Er-
wachsene bereit und fähig, Bindungen zu anderen Men-
schen einzugehen. Wenn sie merken: Jemand mag mich, 
jemand kümmert sich um mich, dann lassen sie sich 
schnell auf diese Bezugsperson ein – mit Haut und Haar.
Umso mehr schmerzt es dann, wenn diese Bezugsperson 
nach ein paar Monaten wieder weg ist.

Redebeiträge
Dr. Ralf Kleindiek

Staatssekretär Dr. Ralf Kleindiek bei 
seiner Rede zur 2. Gedenkveranstaltung 
für Yagmur im Hamburger Rathaus
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Wir wollen deshalb, dass die Perspektivklärung für Pflege-
kinder schneller und verbindlicher durchgeführt wird.
Schon im Rahmen der ersten Hilfeplanung soll ermittelt 
werden, ob eine Dauerpflege das Richtige ist oder ob die 
leiblichen Eltern bald wieder für ihr Kind sorgen können.
In dem Hilfegespräch sollen sowohl die Kinder und Ju-
gendlichen, ihre Herkunftseltern und auch die zukünftigen 
Pflegeeltern umfassend beteiligt werden. Wir wollen mit 
der Reform die Rechte der Pflegeeltern und die Rechte der 
Herkunftseltern stärken. Dazu wollen wir die Beratungs- 
und Unterstützungsleistungen verbessern und die Zusam-
menarbeit aller Beteiligten klarer regeln.

Wenn Kindern bei Pflegeeltern leben, auch auf Dauer, 
bedeutet dies nicht, dass sie Kontakte zu ihren Eltern oder 
Geschwistern abbrechen sollen. Im Gegenteil. Auch die 
leiblichen Eltern bleiben wichtig. Sie müssen wissen, wor-
an sie sind und was konkret von ihnen erwartet wird.
Und wir wollen eine engere Zusammenarbeit zwischen 
Familiengericht, Jugendamt und Betroffenen erreichen.
Yagmur können wir damit nicht mehr helfen. Aber wir 
können die Situation vieler Pflegekinder und ihrer Familien 
verbessern.

V.
Sehr verehrte Damen und Herren, Kinderschutz ist keine 
Aufgabe, die irgendwann erledigt ist.

Wir sind alle nur Menschen. Und Menschen machen Feh-
ler. Aber wir können die Wahrscheinlichkeit von Fehlern 
verringern. Und wir können dafür sorgen, dass Fehlein-
schätzungen eines Menschen von anderen Menschen 
bemerkt und korrigiert werden können. Deshalb ist Zusam-
menarbeit so wichtig. Kinderschutz ist eine gesamtgesell-
schaftliche Aufgabe. Besserer Kinderschutz gelingt nur 
gemeinsam. Besserer Kinderschutz gelingt nur, wenn er 
vor Ort gelebt wird und sich gleichzeitig auf gute gesetzli-
che Rahmenbedingungen stützen kann.

VI.
Dazu gehört für mich auch, dass wir Kinderrechte im 
Grundgesetz verankern.

In unserer Verfassung sind die Grundlagen unseres Zu-
sammenlebens festgelegt. Es ist das wichtigste Gesetz, 

Redebeiträge
Dr. Ralf Kleindiek
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das wir haben. Das Grundgesetz ist deshalb der richtige 
Ort, um den Grundsatz der Kinderrechtskonvention zu 
verankern: Bei allen Fragen, die die Lebenssituation von 
Kindern und Jugendlichen betreffen, muss deren Wohl im 
Vordergrund stehen.

Wenn wir Kinderrechte im Grundgesetz verankern,
wird das die Kinder und Jugendliche in unserer Gesell-
schaft stärker machen. Auch der Schutzauftrag von Staat 
und Gesellschaft für ein gutes Aufwachsen kann auf die-
ser Grundlage besser eingefordert werden.

Ich bin als Jurist davon überzeugt: „Kinderrechte ins 
Grundgesetz“ ist nicht nur eine symbolische Forderung, so 
wichtig ihre symbolische Wirkung auch ist. „Kinderrechte 
ins Grundgesetz“ ist eine Verbesserung, die sich ganz kon-
kret auf den Kinderschutz auswirken würde. Wir werden 
dafür in Kürze einen konkreten Vorschlag machen und set-
zen darauf, die große Mehrheit zusammenzubekommen,
die für eine Grundgesetzänderung nötig ist.

Wenn Sie mich also fragen, was der Bund konkret für den 
Kinderschutz tut, dann sage ich: Wir haben mit dem Bun-
deskinderschutzgesetz die Bedingungen und Möglichkei-
ten verbessert. Wir wollen auf der Grundlage der Evaluati-
on noch in dieser Wahlperiode durch eine Reform des SGB 
VIII Schwachstellen beseitigen und weitere Verbesserun-
gen vornehmen.

Und ich bitte Sie um Ihre Unterstützung für Kinderrechte im 
Grundgesetz. Denn Kinderschutz gelingt nur gemeinsam.

Vielen Dank für Ihr Engagement!

Redebeiträge
Dr. Ralf Kleindiek
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Redebeiträge

Sehr geehrter Herr Lezius, sehr geehrter Herr Staatssekre-
tär Dr. Kleindiek, meine sehr geehrten Damen und Herren, 
und hier im Besonderen all diejenigen, die sich für den 
Kinderschutz engagieren.

Der Advent ist die vierwöchige Vorbereitungszeit auf Weih-
nachten, das Fest der Geburt Jesu Christi. Weihnachten 
ist das Fest der Familie und das Fest der Freude und des 
Friedens. Doch, meine Damen und Herren, auch in dieser 
Zeit gibt es Kinder, auch in unserer Stadt, denen es leider 
nicht gut geht. Die in keinem stabilen Familienumfeld auf-
wachsen. Die keine Liebe und Fürsorge durch die eigenen 
Eltern erhalten. In solchen Fällen, insbesondere wenn das 
Kindeswohl gefährdet ist, ist der Staat gefordert. Ziel aller 
in der Jugendhilfe beteiligten Akteure muss sein, das Wohl 
und die körperliche wie seelische Unversehrtheit gefähr-
deter Kinder in den Mittelpunkt staatlichen Handelns zu 
stellen. Wir erleben zu häufig, dass dies leider noch nicht 
überall der Fall ist – zum Teil mit schrecklichen Konse-
quenzen, wie wir es sehr umfassend im Fall Yagmur erle-
ben mussten.

Meine Damen und Herren, die sich wiederholenden tragi-
schen Kindestötungen haben mich tief getroffen. Ich bin 
selbst Vater zweier kleiner Kinder und es zerbricht mir 
das Herz, wenn man sieht, wie kleine unschuldige Kinder 
misshandelt und zu Tode gequält werden, und der Staat 
es nicht verhindern konnte. Deshalb habe ich mich auch 
– ohne zu zögern – nach dem tragischen Tod von Yagmur 
und den damit verbundenen Begleitumständen umgehend 
für die Einrichtung des Parlamentarischen Untersuchungs-
ausschusses nicht nur eingesetzt, sondern habe diesen 
dann auch als Vorsitzender geleitet. Aus dieser Motivation 
heraus, engagiere ich mich für den Kinderschutz in der 
Yagmur‐Stiftung.

Grußwort | André Trepoll

Er leitete den Parlamentarischen Untersuchungsausschuss im 
Fall Yagmur und ist heute Jury-Mitglied der Stiftung. André  
Trepoll ist Vorsitzender der CDU-Bürgerschaftsfraktion Hamburg.

André Trepoll
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Redebeiträge
André Trepoll

Meine Damen und Herren, Herr Lezius hat die Yagmur‐Stif-
tung ins Leben gerufen. Diese steht für überparteiliches 
und gemeinsames Engagement für den Kinderschutz in 
Hamburg. Und dazu gehört auch die heutige Verleihung 
des Yagmur‐Erinner-ungspreises, der eine positive, über-
geordnete Auseinandersetzung mit dem Thema Kinder-
schutz möglich macht. Es geht darum, wachsam zu sein, 
zu schauen, was wurde bereits verbessert und wo läuft es 
noch nicht gut und wo muss angesetzt werden. Es geht 
darum, Schwachstellen in der Kinderschutzarbeit aufzu-
decken, unser Jugendhilfesystem zu verbessern und eine 
dauerhafte Sensibilisierung für den Kinderschutz in Ham-
burg sicherzustellen. Der gute Zuspruch der heutigen Ver-
anstaltung, an einem Sonntag, am 4. Advent, beweist, dass 
wir mit der Yagmur‐Stiftung auf dem richtigen Weg sind.

Verehrter Herr Lezius, ich danke Ihnen persönlich für Ihr 
enormes Engagement. Dieses ist ein besonderer Ansporn 
für uns alle, sich für das Wohl und die Unversehrtheit von 
Kindern in unserem Land zu engagieren.

Meine Damen und Herren, Politik, Justiz und Gesellschaft 
müssen das im Artikel 6 des Grundgesetzes verankerte 
Schutz- und Wächteramt des Staates so ernst nehmen, 
dass im Zweifel immer zum Wohl des Kindes gehandelt 
und entschieden wird. Russisch Roulette, wie wir es in 
einigen der tragischen Todesfälle in Hamburg – zuletzt bei 
Yagmur und Taylor – erleben mussten, darf es nicht mehr 
geben. Hieran gemeinsam zu arbeiten mit konkreten Vor-
schlägen politisch wie rechtlich ist ein lohnenswertes Ziel, 
dem wir uns in der Stiftung gemeinsam verpflichtet fühlen.

Und meine Damen und Herren, es gibt Fortschritte: Mehr 
Wachsamkeit, die zum Ausdruck kommt in der hohen Zahl 
von gemeldeten Verdachtsfällen von Kindeswohlgefähr-
dungen und einer steigenden Zahl von staatlichen Inobhut-
nahmen in Hamburg. Auffallend ist, dass 87 Prozent aller 
Verdachtsfälle auf Kindeswohlgefährdung von der Polizei 
gemeldet werden. Meldungen aus Kitas, in denen Kinder 
große Teile des Tages verbringen und regelmäßig unter 
Beobachtung von Erziehern stehen, sind dagegen mit 34 
Meldungen verschwindend gering.

Auch bei Yagmur stellte sich heraus, dass ständig auf-
tretende Verletzungen nicht dem Jugendamt gemeldet 
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wurden. Wahrscheinlich würden wir beim Kinderschutz 
auch ein Stück weiter sein, wenn es in Kitas bereits ein 
aktiveres Meldeverhalten gäbe. Dies ist keine Kritik an 
der Arbeit der Hamburger Kitas, sondern nur ein Beispiel, 
das die Schwere der Abwägung für Betroffene verdeut-
licht und auch nur dann angebracht ist, wenn ernsthafte 
Gefahr für das Kind vermutet wird.

Meine Damen und Herren, die für mich traurigste 
Erkenntnis ist, dass sich in Hamburg gravierende 
Fehler leider wiederholen, auch wenn man sich 
den Tod des kleinen Jungen Taylor näher an-
schaut. Der Bericht liest sich wie ein Déjà‐vu, mit 
vielen Parallelen zu Yagmur: Ein Kind hat im Alter 
von acht Monaten eine schwere Verletzung, die 
von der Mutter mit einer merkwürdigen Ursache 
begründet wird. Es wird eine Inobhutnahme mit 
Unterbringung zunächst bei den Großeltern und 
dann in einer Bereitschaftspflegestelle veranlasst. 
Trotz ungeklärter Gefährdung und Verletzungsur-
sache erfolgt rund sechs Wochen später wieder 
die Rückführung zur leiblichen Mutter und deren 
Lebensgefährten. Anschließend werden blaue 
Flecken festgestellt, aber der beauftragte Träger 
informiert nicht den ASD. Nur einen Tag später, 
wird ein Rettungswagen gerufen, Taylor ins UKE 

gebracht, in dem er eine Woche später am 19. Dezember 
2015 an den Folgen eines Schütteltraumas verstirbt. Und 
wieder fragt man sich, wie konnte das passieren? Wieso 
konnte dieser sinnlose Tod nicht verhindert werden?

Meine Damen und Herren, Jugendhilfe, Politik und Gesell-
schaft werden nie ganz verhindern können, dass wehr-
lose Kinder zu Schaden kommen. Es muss aber darum 
gehen, dass Kinder, die sich bereits in staatlicher Obhut 
befinden bzw. lange Zeit unter staatlicher Beobachtung 
stehen, also bereits auf dem Radar unserer Sicherungs-
systeme aufgetaucht sind, wirksam geschützt werden 
und dass wiederkehrende Fehler, die im System der 
Jugendhilfe und im Zusammenwirken mit anderen Stel-
len begründet liegen, abgestellt werden und sich nicht 
wiederholen.

Wenn man sich Umsetzungen der 33 Empfehlungen des 
PUA Yagmur anschaut, gibt es zweifellos Fortschritte. 

Redebeiträge
André Trepoll

André Trepoll leitete den Parlamentarischen Unter-
suchungsausschuss zum Fall Yagmur
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Ein Personalbemessungssystem wurde eingeführt und 
Personal in den bezirklichen Jugendämtern verstärkt. Die 
Zusammenarbeit mit dem Kinderkompetenzzentrum am 
Universitätsklinikum Eppendorf ausgebaut, um durch die 
frühzeitige Einbeziehung von Experten schneller Klarheit 
bei medizinischen Fragestellungen zu schaffen. Vieles ist 
aber noch nicht auf den Weg gebracht worden oder wird 
durch die zuständigen Behörden in Hamburg sogar abge-
lehnt. Ich möchte an dieser Stelle nicht zu sehr in die Tiefe 
gehen, sondern nur zwei Forderungen 
aus dem PUA nennen, bei deren Umset-
zung und Beachtung Taylor heute mit 
hoher Wahrscheinlichkeit noch leben 
würde:

a)	 Wir hatten fraktionsübergreifend 
empfohlen, dass nach früheren 
Kindeswohlgefährdungen solange 
keine Rückführung in die Herkunfts-
familie vorgenommen wird, bis eine 
Prüfung ergeben hat, dass im Haus-
halt der Eltern derzeit und absehbar 
keine Gefahr für das Kindeswohl 
besteht. 

b)	 Ebenso hatten wir gemeinsam empfohlen, dass vor 
der Rückführung eines Kindes die Einholung eines 
Gutachtens zur Erziehungsfähigkeit verbindlich sein 
sollte, sofern Zweifel an der Erziehungsfähigkeit der 
Eltern bestehen. Auch diese Empfehlung wurde im 
letzten Fall nicht beachtet.

Meine Damen und Herren, dem Kinderschutz in Hamburg 
und vermutlich auch anderenorts mangelt es insgesamt 
nicht an Regeln und Vorschriften. Vielmehr stellen wir 
immer wieder fest, dass das bestehende Regelwerk nicht 
eingehalten und gelebt wird. Dies hat unterschiedliche Ur-
sachen. Aber letztlich muss es allen für den Kinderschutz 
verantwortlichen Ebenen darum gehen, dafür zu sorgen, 
dass die aus gutem Grund bestehenden Schutzvorkehrun-
gen auch ohne Wenn und Aber umgesetzt werden. Denn 
sie sind vor allem ein wichtiges Ins-trument, um das Risiko 
von Fehleinschätzungen, die ganz normal sind, wenn man 
mit Menschen zu tun hat, zu reduzieren. Daran sollte also 
allen gelegen sein.
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Meine Damen und Herren, lassen Sie mich zum Abschluss 
zwei übergeordnete Punkte ansprechen, die mir am Her-
zen liegen und die aus meiner Sicht wichtig und hilfreich 
wären, den Schutz von Kindern zu verbessern und ihr Wohl 
zu sichern:

Erstens: Wir müssen erkennen, dass ein geringer Anteil 
von rund 1% der Eltern in Deutschland nicht
erziehungsfähig ist und ein wesentlicher Grundgedanke 
der Jugendhilfe bzw. des SGB 8, nämlich die Erziehungsfä-
higkeit mit allen Mitteln wiederherstellen zu wollen, damit 
ins Leere läuft. In diesen Fällen ist es vernünftig und ange-
bracht, in angemessen kurzer Zeit eine Perspektivklärung 
vorzunehmen und für alle Beteiligte Klarheit zu schaffen. 
Vor allem geht es dabei aber darum, den Kindern ein stabi-
les Umfeld und verlässliche Bindungen zu geben,
in denen sie sich gut entwickeln können. Wiederkehrende 
Bindungsabbrüche sind – nicht nur aus meiner Sicht – für 
Kinder schon an sich eine Kindeswohlgefährdung. Inso-
fern bin ich in den besagten Fällen klarer Befürworter einer 
langfristigen Absicherung von Pflegeverhältnissen und des 
Sorgerechtsentzugs der leiblichen Eltern.

Zweitens: Nach meiner Überzeugung leidet der Kinder-
schutz in Hamburg nicht unter einem Erkenntnisdefizit, 
sondern unter einem eklatanten Handlungsdefizit der 
Verantwortlichen. Die Vielzahl und Häufung der tragischen 
Todesfälle in unserer Stadt ist ein deutliches Indiz dafür. 
Natürlich kann es eine 100‐prozentige Sicherheit leider 
nicht geben, aber der Staat ist in der Verantwortung, dass 
Kinder die bereits unter staatlicher Obhut sind, nicht zu 
Tode kommen. Grundlegendes Problem der Jugendhilfe 
bei der Gewährleistung des Kinderschutzes ist die
Teilung von Aufgaben und Verantwortung zwischen BASFI 
(Behörde für Arbeit, Soziales, Familie und Integration) auf 
ministerieller Ebene und den bezirklichen Jugendämtern 
auf operativer Ebene. Darüber hinaus übt die Finanzbe-
hörde die Dienstaufsicht über die Bezirksämter aus. Die 
Arbeits‐ und Organisationsstrukturen schwächen in der 
Summe den Kinderschutz und das Hilfesystem und sind 
im Übrigen auch sehr teuer. Die Verantwortung bei fol-
genschweren Fehlern im Bereich der Jugendhilfe wird 
zwischen den unterschiedlichen Ebenen häufig hin‐ und 
hergeschoben. Sie kennen das alle aus der Vergangenheit. 
Deshalb möchte ich in diesem Kreis von Fachleuten und 

Redebeiträge
André Trepoll
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Interessierten, die sich für den Kinderschutz engagieren, 
für die Idee werben, den Kinderschutz in Hamburg neu zu 
ordnen, indem Aufgabe, Kompetenz und Verantwortung 
organisatorisch in eine Hand gelegt werden.

So kurz vor Weihnachten und an diesem Gedenktag für 
Yagmur wäre mein persönlicher Wunsch ein Kinderschutz 
aus einem Guss mit klaren Verantwortlichkeiten.

Meine Damen und Herren, ich freue mich nun auf die be-
vorstehende Preisverleihung, die nachfolgenden Fachbei-
träge von Professor Salgo und Margot Reinig und bedanke 
mich für Ihre Aufmerksamkeit recht herzlich.

Das Hilaris-Ensemble 
unter der Leitung von 
Mariola Rutschka sorgte 
für den musikalischen 
Rahmen bei der 2. Ge-
denkveranstaltung für 
Yagmur im Kaisersaal 
des Hamburger Rat-
hauses.
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Die Jury der Yagmur-Gedächtnisstiftung hat sich mit den 
14 eingereichten Projekten intensiv befasst. Wir freuen 
uns über die Resonanz auf die erste Preisvergabe. Wir 
danken allen Einsendern für ihr Interesse am Kinderschutz 
und für ihre kompetente Arbeit im Sinne des Kindeswohls.

Bei unserer Bewertung haben wir uns an den Kriterien der 
Stiftung orientiert: Bezug zur Tötung von Yagmur. Vorbild-
charakter und Auszeichnungswürdigkeit. Persönliche wie 
auch kollektive Zivilcourage. Individuelle wie gesellschaftli-
che Bewusstseinsbildung. 

Die Jury hat sich einstimmig für die Plakatkampagne vom 
„Arbeitskreis Dulsberg“ entschieden. Dulsberg gehört zu 
den keineswegs privilegierten Stadtteilen. Er ist sozial 
kompliziert. Seit 1984 gibt es den „Arbeitskreis Dulsberg“, 
einen Zusammenschluss aller sozialen Dienstleister. Zu 
ihm gehören viele weitere Organisationen. Er wird ge-
steuert durch das Stadtteilbüro. Bei ihm liegt auch die 
Geschäftsführung. Stadtteil- und Gemeinwesenarbeit, 
Vernetzung und Integration haben zu einer positiven Ver-
änderung des Klimas im Stadtteil geführt. Man kennt und 
informiert sich gegenseitig, beteiligt sich gemeinsam an 
allen wichtigen Vorhaben und an der Lösung von Proble-
men und Konflikten im Stadtteil. Das ist die Grundlage für 
die Plakatkampagne, die der Arbeitskreis vor einem Jahr 
gestartet hat. Mit ihr sollte der Kinderschutz in die Öffent-
lichkeit getragen werden.

An 30 Orten wurden drei verschiedene Plakate unüber-
sehbar platziert. Auf ihnen wirkt nichts erschreckend und 
angsterregend. Auf Bilder halbtot geschlagener Kinder 
und auf Gewaltszenen wurde verzichtet. Da ist kein morali-
scher Zeigefinger zu entdecken. Wohl aber Alltagsszenen. 
Der Vater bedroht sein kleines Baby. Man kann es gleich-

Vorstellung des Yagmur-Erinnerungspreises  
„Zivilcourage im Kinderschutz“ | Helge Adolphsen

Er war lange Zeit Hauptpastor der Hamburger St.-Michaelis-Kirche. 
Als Vorsitzender der Stiftungsjury hält Helge Adolphsen die  
Laudatio auf die diesjährigen Preisträger.

Helge Adolphsen

Redebeiträge
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sam hören: „Du, du! Hör endlich auf zu brüllen!“ Der Mut-
ter will die Hand zum Schlag ausrutschen. Genervte und 
überforderte Mütter und Väter handeln so, obwohl sie es 
gar nicht wollen. Jeder und jede kennt das. Man fühlt sich 
ertappt. Der Satz aus dem Konzept der Kampagne be-
gründet das so: „Der Schutz von Kindern beginnt nicht bei 
der Verhinderung von körperlicher Gewalt, sondern dort, 
wo alltägliche und im Selbstverständnis von Eltern immer 
noch als normale Erziehungsbestandteile angesehene 
Übergriffigkeiten zum Thema gemacht werden.“

Ja, so beginnt Kinderschutz. Das erstrebte Ziel der Aktion 
ist es, Übergriffigkeiten zum Gespräch im ganzen Stadtteil 
und in allen Einrichtungen von der Kita bis zur Seniorenhil-
fe-Einrichtung zu machen. So finden sich auf den verschie-
denen Plakaten mit dem Slogan „Wir vom Dulsberg sagen: 
NEIN“ viele Köpfe und Gesichter. Das vom Schulleiter, von 
der Leiterin einer Kita, dem Polizisten, der Muslimin mit 
Kopftuch, der Gemeindepastorin. Um direkte und persön-

Hauptpastor em. Helge Adolphsen überreicht als Vorsitzender der Stiftungsjury den Yagmur-Erinnerungspreis 2016 
an Petra Daszkowski und Jürgen Fiedler vom Arbeitskreis Dulsberg. Die Auszeichnung bezieht sich auf die erfolgrei-
che Plakatkampagne „Wir vom Dulsberg sagen: NEIN“
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liche Kommunikation zu initiieren, wird die Plakataktion 
ergänzt durch 12 Gesprächsrunden, Filme, Elternabende, 
Rollenspiele im Spielhaus, einen besonderen Taufgottes-
dienst. Ganz Dulsberg wurde einbezogen: Eltern, Nach-
barn, Lehrer, Schüler, Erzieherinnen, Bezirksamt, die Kir-
chengemeinde, die Saga.

Auf die Kampagne gab es viel Resonanz. Um sie nachhal-
tiger und intensiver wirken zu lassen, wird sie im Herbst 
2017 wiederholt.

Unsere zusammenfassende Bewertung: Diese Stadtteil-
kampagne zum Schutz von Kindern dient der Bewusst-
seinsschärfung und Bewusstseinsveränderung. Sie ist 
kommunikativ geplant, wird kommunikativ gesteuert, ist 
pädagogisch, psychologisch professionell gemacht. Sie 
zielt auf „normale“ Menschen und auf die Übergriffigkeiten, 
die in den besten Familien vorkommen. Die intendierte 
persönliche Auseinandersetzung mit dem eigenen Gewalt-
potential, das in jedem steckt, wird so angeregt. Die Basis 
für die Kampagne zielt auf Prävention. Das und die hoch 
professionelle und umfassende Kommunikation und Im-
plantierung des Themas in einen Stadtteil ist preiswürdig.

Herzlichen Glückwunsch den Dulsbergern!

Redebeiträge
Helge Adolphsen
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Danksagung | Jürgen Fiedler

Für den Arbeitskreis Dulsberg nahmen Jürgen Fiedler und Petra 
Daszkowski den Yagmur Erinnerungspreis entgegen. Fiedler be-
dankte sich im Namen des Arbeitskreises für die Auszeichnung.

Lieber Herr Adolphsen, 

haben Sie ganz herzlich Dank für diese so ungemein 
wertschätzende und uns als Arbeitskreis zugewandte 
Laudatio.

Sie alle, die im sozialen Bereich arbeiten, wissen, dass Lob 
und Würdigung keine Alltagsbegleiter sind. Umso schöner 
ist es, für einen Kraftakt, den wir alle im letzten Jahr ge-
macht haben, eine solche Anerkennung durch die Preisver-
leihung zu erhalten.

Und damit geht mein Dank und meine Hochachtung an 
Sie, Herr Lezius, die sie die Stiftung ins Leben gerufen 
haben, um eine viel stärkere Wirkungsmacht zu entfalten, 
als es als Einzelperson möglich wäre.  Die Zivilcourage 
zum „Wohle der Kinder“ nachhaltig zu stärken, das ist ihr 
Ziel genauso wie unseres mit der Kampagne. Und dass wir 
dafür den von Ihnen gestifteten Preis in Empfang nehmen 
dürften, ist eine wunderbare Auszeichnung.

Und dafür bedanken wir uns ganz herzlich bei der Stif-
tungsjury, deren Wahl dieses Jahr auf uns gefallen ist. 
Manchmal würde man ja gerne lauschen, wenn Sie sich 
beraten und von „außen“ die Unterlagen betrachten, wel-
che Eindrücke gewinnen. 

Sowohl Sie als auch das Kuratorium bringen sich mit ho-
hem Einsatz und Engagement ehrenamtlich indie Stiftung 
ein. Nur so gelingt es, eine solche schöne Feier in diesem 
Ambiente und mit diesem Zuspruch zu organisieren. Wir 
selber wissen dies außerordentlich zu würdigen, weil auch 
in unserer alltäglichen Arbeit diejenigen von unschätzba-
rem Wert sind, die sich einer Sache aus tiefster Überzeu-
gung annehmen und sie befördern.
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Ein kurzes Porträt über den  
AK Dulsberg finden Sie auf  
Seite 48.

Petra Daszkowksi und Jürgen Fiedler 
(rechts im Bild) freuten sich über die 
Auszeichnung für den Arbeitskreis 
Dulsberg und seine Plakatkampag-
ne. Stifter Michael Lezius verleiht mit 
Hilfe der Jury jedes Jahr einen Preis 
für „Zivilcourage im Kinderschutz“.

Redebeiträge
Jürgen Fiedler

Es ist wunderschön, der Gewinner zu sein, aber ein Dank 
gilt auch an all die anderen, die dieses Jahr keinen Preis 
im Empfang nehmen können. Wir freuen uns, dass wir hier 
Gelegenheit haben, uns miteinander auszutauschen.

Ein letzter Dank gilt all denjenigen aus Dulsberg, die ein 
Jahr lang die Kampagne vorbereitet und umgesetzt haben. 
Mit allem, was dazu gehört. Erste Überlegungen, Konkre-
tisierungen, Überlegungen, welche Mittel man einsetzen 
könnte, um das Ziel, auf die „alltäglichen Übergriffigkeiten“ 
aufmerksam zu machen und sie ins Gespräch zu bringen, 
zu erreichen. Ein umfangreiches Begleitprogramm zu ent-
wickeln, eine Auftaktveranstaltung mit kompetenten Refe-
renten auf die Beine zu stellen, attraktive Ausstellungsflä-
chen zu erhalten und das alles komprimiert auf 14 Tage, 
damit es einen wuchtigen Effekt hat und nicht langsam 
schleichend beginnt und schleppend endet. Denn nur so 
bekommen wir das Thema wirklich wie ein Netz über den 
Stadtteil gelegt. 

Ich freue mich, dass die Chefin der Agentur, die die Kam-
pagne umgesetzt hat, heute hier ist, Laura Westerheider 
von Hochgestalten, genauso wie eine unsere beiden Fach-
referenten der Begleitveranstaltung, Frau von Renteln von 
Dunkelziffer. Und eben all die Kolleginnen und Kollegen, 
die heute morgen den Weg hierhin finden konnten. 
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Vorstellung des Sachstandsberichts | Margot Reinig

Sie leitet das Hamburger Kindermuseum KL!CK und hat den 
Vorsitz des Stiftungskuratoriums übernommen. Im Auftrag dieses 
Gremiums ist die Kinderschutzstudie 2016 erarbeitet worden.

Sehr geehrte Damen und Herren,

der Ihnen in Schriftform vorliegende „Sachstandsbericht“ 
ist der Beginn unserer Arbeit und wurde verfasst, um 
Fortschritte in der Situation der Kinder, insbesondere in der 
Situation der Hamburger Kinder verfolgen zu können. Wir 
haben uns zum Ziel gesetzt, dass es in 10 Jahren keine 
„verlorenen Kinder“ mehr in der staatlichen Obhut geben 
wird. Wir werden jährlich von den Fortschritten, die wir 
verzeichnen können, berichten und auch unsere Kritik an 
weiterbestehenden Unzulänglichkeiten zu Lasten der Kin-
der äußern. Hierbei geht es nicht in erster Linie um Zahlen, 
obgleich wir die natürlich für wichtig erachten, sondern um 
die Interpretation dieser Berichte der für das Kindeswohl 
Zuständigen und um die grundsätzliche Haltung den Kin-
dern gegenüber.

Dem Begriff Kindeswohlgefährdung, KWG als Kürzel, 
werden Sie überall begegnen. Mit KWG wird Handeln 
begründet vom Jugendamt, von Richtern, vom ASD usw., 
alle beziehen sich darauf. Leider ist dieser Begriff nicht 
definiert und von daher eher subjektiv. Sie können ein Dut-
zend Jugendamtsmitarbeiter, Rechtsanwälte oder Richter 
befragen und Sie werden genauso viele Antworten bekom-
men, was darunter zu verstehen ist. Es handelt sich um 
einen sogenannten „unbestimmten Rechtsbegriff“. Diesen 
muss der/die jeweils Zuständige/r ausfüllen, und darin 
liegt im Einzelfall einer der großen Streitpunkte. Uns ist 
natürlich auch keine belastbare Definition eingefallen, da 
die möglichen Umstände des Einzelfalles nahezu endlos 
sind. Hier sind wir also mittendrin in einem Dilemma: wie 
dreckig darf ein Kind sein, bevor wir von Vernachlässigung 
sprechen? Welches unangepasste Verhalten deuten wir 
als fehlende oder unangemessene Erziehung? In Ameri-
ka gilt es schon als Kindeswohlgefährdung, wenn man 

Margot Reinig
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seine Kinder nicht vom Schulbus abholt, sondern sie 10 
Minuten alleine durch die Stadt laufen lässt! Die Maßstäbe 
der Gesellschaft ändern sich ständig: galten vor 20 Jahre 
schlagende Eltern noch als normal („ab und an eine Ohrfei-
ge schadet doch nichts“), ist das heute gesellschaftlich ge-
ächtet. Eine solche Änderung in der Haltung den Kindern 
gegenüber wünschen wir uns auch bei den Kinderrechten.

Wenn also die Definition der Kindeswohlgefährdung in 
jedem Einzelfall von den Mitarbeitern der zuständigen 
Stellen, von Richtern usw. getroffen werden muss, so 
bedeutet das, dass eine größtmögliche Transparenz die-
ser Entscheidungen gewährleistet werden muss, um allzu 
subjektive oder zu wenig begründete Entscheidungen in 
Frage stellen und revidieren zu können. Das Vier-Augen-
Prinzip sollte nicht nur auf dem Papier stehen, sondern 
konsequent angewandt und gerne noch erweitert werden 
zum Sechs-Augen-Prinzip.

Mit der Unbestimmtheit des Begriffes im Zusammenhang 
stehen die Vorgaben für den Allgemeinen Sozialen Dienst, 
das Jugendamt und die Freien Träger der Jugendhilfe, die 
in jedem Bundesland, in jeder Stadt und jeder Gemeinde 
unterschiedlich sind. Einer Mutter, die das Sorgerecht für 
ihr Kind behalten will, ist dringend anzuraten, in eine kleine 
Stadt nach Bayern zu ziehen, da dort das Kindeswohl fast 
ausschließlich im Kontakt mit der Mutter gesehen wird, 
während z.B. in Winsen/Luhe das Recht des Kindes auf 
Unversehrtheit und Fürsorge in den Vordergrund gerückt 
wird.

Hier ist also zu fordern, dass es ein einheitliches Bun-
desgesetz gibt, das die Grundsatzfragen regelt. Eine 
der wichtigen Fragen ist die des Empfängers der Hilfen. 
Bislang sind das immer die Eltern. Unbestreitbar muss 
Eltern bei Überforderung, Erziehungsproblemen, Alkohol- 
oder Drogenabhängigkeiten geholfen werden. Bei diesem 
Ansatz aber davon auszugehen, dass damit den Kindern 
automatisch auch geholfen wird, bedeutet, die Kinder 
nur als Anhängsel der Eltern zu betrachten. Sie sind aber 
eigenständige (wenn auch nicht rechtsfähige) Personen, 
deren Situation nicht nur als schicksalhafte Verknüpfung 
mit den Eltern verstanden werden darf. Sie haben ein 
Recht auf eigene Hilfe. Hier sollte die Stadt Hamburg im 
Bund darauf hinwirken, dass der Paragraph im SGB VIII 
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dahingehend geändert wird, dass die Kinder die Empfän-
ger der Hilfen sind.

Kommen wir zu der konkreten Lage in Hamburg, die so 
offensichtlich der Veränderung bedarf, damit keine Kinder 
mehr sterben müssen. Wir alle wissen, dass diese toten 
Kinder nur die Spitze des Eisberges sind (und Eisberg ist 
hier ein richtiges Wort, denn es geht eine große Kälte von 
diesen Geschehnissen aus). Neben diesen tragischen 
Fällen gibt es eine uns nicht bekannte Anzahl von Kindern, 
die unter den unausgegorenen und oftmals inkonsequen-
ten Bestimmungen und Verhaltensweisen des ASD und 
der Jugendämter leiden. Nach jedem Todesfall gab es eine 
Untersuchungskommission, die Empfehlungen aussprach, 
die wir nur dringend wiederholen können. Zu einigen der 
Empfehlungen möchte ich im Einzelnen einige Anmerkun-
gen machen.

„Bei einer länger bestehenden Gewaltproblematik, die mit 
einer latenten Gefährdung verbunden ist, darf zum Schutz 
des Kindes grundsätzlich keine Rückführung erfolgen.“ 
Sie werden jetzt sagen; das ist doch klar, dass man ein 
Kind, das nach Besuchen bei den Eltern stets mit blauen 
Flecken, Verletzungen oder gar Knochenbrüchen zurück-
kommt, nicht zu diesen Eltern zurückgibt. Ist es leider 
nicht! Der Gesetzgeber fordert, dass immer wieder nach-
gewiesen wird, dass ein Verhalten aus der Vergangenheit 
auch in Zukunft weiterbestehen wird. Wie eine solche 
Zukunftsvorhersage ohne Kristallkugel gegeben werden 
soll, sagt er allerdings nicht. Das Recht der Eltern auf Ver-
fügung über ihr Kind wird höher bewertet als das Recht 
des Kindes auf Sicherheit. Bei drogenabhängigen Eltern 
z.B. wird bereits ein dreimonatiger Entzug als Therapie 
gewertet, der eine positive Zukunftsprognose begründet. 
Dass dies in aller Regel in der Realität nicht der Fall ist, 
dass eine grundlegende Verhaltensänderung einer län-
gerwährenden Therapie bedarf, ist eigentlich allgemein 
bekannt.

Noch erstaunlicher aber ist diese Forderung: „Bei einer vo-
rangegangenen Gewaltproblematik in der Herkunftsfamilie 
muss in jedem Fall besonders gründlich und akribisch 
geprüft werden, ob eine Rückführung zum Schutz des 
Kindes verantwortbar ist. Dies ist durch zwingend  ein-
zuhaltende Auflagen (zum Beispiel regelmäßiger Besuch 

Der Sachstandsbericht 
2016 der Yagmur  
Gedächtnisstiftung steht 
im Internet kostenfrei als 
PDF zur Verfügung: 

yagmur-stiftung.hamburg

Eine Kurzfassung des 
Berichts finden Sie auf  
Seite 50.
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des Kinderarztes, kontinuierlicher Besuch einer 
Kindertageseinrichtung, Akzeptanz und Zusam-
menarbeit mit einer SPFH) sicherzustellen.“ Die-
se Auflagen sind bislang freiwillig! Es kann also 
gar nicht geprüft werden, wie es dem Kind geht, 
da die Eltern all diese Dinge verweigern können. 
Auch unangemeldeter Hausbesuch muss nicht 
eingelassen werden. Zugang zu dem Kinderzim-
mer kann verweigert werden. Und so weiter und 
so fort!

Eine weitere (für uns) Selbstverständlichkeit 
der Forderungen lautet: „In diesem Zusam-
menhang sollte mindestens ein verpflichtender 
Hausbesuch bei den Herkunftseltern vorge-
schrieben werden, um sich einen Eindruck von 
den Lebensverhältnissen zu verschaffen, bevor 
das Kind in den elterlichen Haushalt zurück-
kehrt.“ Da eine solche Empfehlung extra aus-
gesprochen werden muss, bedeutet das, dass 
dies bislang nicht der Fall gewesen ist. Wir 
halten einen einzigen Hausbesuch sogar für 
entschieden zu wenig. Auch sollten Hausbesu-
che unangemeldet erfolgen, da ansonsten oft-
mals ein Schein aufrechterhalten wird, der dem 
tatsächlichem täglichen Leben nicht gerecht 

wird. Bei späteren Hausbesuchen muss unbedingt darauf 
gedrungen werden, das Kind zu sehen, was bislang eben-
falls nicht Standard ist. 

„Die BASFI sollte auf einheitliche Standards für die Beglei-
tung von Rückführungen durch die Träger der SPFH hinwir-
ken.“ Bislang kann hier offenbar jeder machen, was er/sie 
für richtig halten oder was gerade noch so zu schaffen ist.

„Der Untersuchungsausschuss empfiehlt, dass der PKD 
und gegebenenfalls die eingebundenen freien Träger 
verpflichtet werden, eine dem Pflegeverlauf angemessene 
Aktenführung zu gewährleisten. Diese sollte sich an den 
Anforderungen an die Aktenführung des ASD orientieren. 
Zusätzlich zu regelmäßigen Berichten während des Pflege-
verhältnisses sollten PKD und (andere) Träger nach Been-
digung des Pflegeverhältnisses einen Abschlussbericht an 
den ASD übersenden. Dadurch würde sichergestellt, dass 
die fallführende Fachkraft über besondere Vorkommnisse 
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mit Relevanz für eine eventuelle Kindeswohlgefährdung 
im Laufe eines Pflegeverhältnisses in verlässlicher Weise 
Kenntnis bekommt.“ Auch bei dieser Empfehlung sollte es 
sich um eine Selbstverständlichkeit handeln, die offenbar 
nicht gegeben ist. Von einer nachvollziehbaren, lückenlo-
sen und einheitlichen Berichterstattung sind wir noch weit 
entfernt.

Außerdem werden Akten unter Hinweis auf den Daten-
schutz oftmals weder an weiterführende Stellen noch an 
die Staatsanwaltschaft oder an die Richter übergeben. 
So wird ohne Grundlage der Fallgeschichte entschieden 
oder immer gleiche schon bislang unwirksame Maßnah-
men ergriffen. Eine Anonymisierung würde hier Abhilfe 
schaffen.

Eine andere Problematik bei der Rückführung in die Her-
kunftsfamilie besteht in der Missachtung der neuen Bin-
dungen an die Pflegeeltern. Bei Säuglingen ist dies bereits 
nach einem halben Jahr der Fall, sodass ein weiterer 
Wechsel zu schweren Erschütterungen im Grundvertrauen 
des Kindes führt. Bei Kindern bis zu drei Jahren sollten Be-
ziehungen von ab einem Jahr nicht mehr getrennt werden 
und bei älteren Kindern muss ihr Verbleib nach spätestens 
zwei Jahren geklärt sein.

Außer aus gewichtigen Gründen sollte ein Wechsel der 
Pflegefamilie oder der ständige Wechsel von Heim und 
Pflegefamilien ganz unterbleiben. Außerdem sollte das 
Kind beim Misslingen einer Rückführung in die alte Pflege-
familie zurückkehren können.

Sie haben jetzt einige der Empfehlungen der Untersu-
chungsausschüsse gehört. Aber auch die ständige Wie-
derholung der vernünftigen Anforderungen hat bislang zu 
wenig Veränderung geführt.

Wir zitieren ein Statement von Herrn Ehrmann von der 
deutschen Kinderhilfe im Untersuchungsausschuss von 
Chantal, der sagte: „Ich weiß nicht, warum ich heute schon 
wieder hier bin. Schon im Untersuchungsausschuss um 
die tote Yessica wurden die gleichen Forderungen gestellt 
und Empfehlungen gegeben, wie sie nunmehr erneut hier 
gegeben werden. Von damals bis heute ist nichts passiert. 
Was soll ich nun hier?“
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Offensichtlich gibt es Hemmnisse, diese Empfehlungen 
umzusetzten, die dringend benannt werden müssen. Als 
einziger Grund, der dazu öffentlich bekannt ist, wird Per-
sonalmangel benannt. Dies ist sicherlich zutreffend und 
erfreulicherweise wurde hier auch schon nachgesteuert, 
aber leider hat dies nicht zur Verhinderung weiterer To-
desfälle geführt. Es muss also noch andere Hemmnisse 
geben. Sind es strukturelle Gründe, also z.B. die Vielzahl 
der mit ein und demselben Fall befassten Stellen, sind es 
mangelnder Informationsfluss, sind es Konkurrenzen? 
Oder spielen ideologische Gründe eine Rolle, werden z.B. 
immer noch die Eltern als Non-Plus-Ultra für ein Kind ange-
sehen, ist es mangelnde Loyalität den Kindern gegenüber? 
Wir wissen es nicht! Wir müssen es aber wissen, weil 
sonst alle guten Hinweise ohne Resonanz bleiben werden. 
Die Öffentlichkeit erwartet zu Recht, dass der Staat die 
Schwachen beschützt, dass er seine Aufgaben effektiv 
und selbstreflektiv erfüllt. Jeder darf Fehler machen, aber 
nicht immer wieder dieselben!

Danke für Ihre Aufmerksamkeit.
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Probleme sozialer Elternschaft für Pflegeeltern 
und Vorschläge zu ihrer rechtlichen Anerkennung

Der Familienrechtler Prof. Dr. jur. Ludwig Salgo ist Jurymitglied in 
der Yagmur-Stiftung. Gemeinsam mit Prof. Dr. phil. Mériem  
Diouani-Streek hat er einen Fachbeitrag publiziert, von dem hier 
ein Ausschnitt zu lesen ist.

Prof. Dr. Ludwig Salgo

Reformbedarfe und Lösungsmöglichkeiten zur rechtli-
chen Anerkennung sozialer Elternschaft im Pflegekind-
verhältnis

Auch in Deutschland ist es an der Zeit für eine fachliche 
Revision und für Reformen des Rechts der Pflegekind-
schaft und einige zentrale Regelungsbedarfe und Lösungs-
möglichkeiten zur rechtlichen Anerkennung dieser Form 
der sozialen Elternschaft sollen nun dargelegt werden.

Die Universalität besonders schutzbedürftiger Kinder

In Art. 19 der UN-Kinderrechtskonvention werden die 
Gefährdungsformen des Kindes wie auch die von den 
Vertragsstaaten zu ergreifenden Maßnahmen zu deren 
Aufdeckung und Abwendung aufgeführt. Diese inzwischen 
von der Bundesrepublik und etlichen Staaten ratifizierte 
Konvention gibt in Art. 20 Abs. 1 und 3 UN-KRK zudem 
Richtungsweisungen fachlichen Handelns für die Gruppe 
von Kindern vor, die „vorübergehend oder dauernd“ aus ih-
rer familiären Umgebung herausgelöst wurden oder denen 
„der Verbleib in dieser Umgebung im eigenen Interesse 
nicht gestattet werden kann“. Bei der Wahl der Lösungen 
ist die erwünschte Kontinuität in der Erziehung des Kindes 
gebührend zu berücksichtigen.

Bereits seit Längerem zeichnet sich in den rechts- und so-
zialpolitischen Fachdiskursen auf nationaler und internati-
onaler Ebene die deutlich übereinstimmende Tendenz ab, 
dass sich Staatsinterventionen zur Kindeswohlwahrung 
nicht nur auf die Abwehr akuter Kindeswohlgefährdungen
konzentrieren dürfen, sondern die Rechtsordnungen 
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gleichzeitig zur Kontinuitätssicherung (“permanency
planning”) fremdplatzierter Kinder beitragen müssen. 
Das Kinder- und Jugendhilfegesetz SGB VIII steht mit die-
sen völkerrechtlichen Vorgaben in Übereinstimmung, denn 
die Reform des Kinder- und Jugendhilferecht war von dem 
Bestreben bestimmt, mittels einer zeit- und zielgerichteten, 
geplanten Intervention, Schwebezustände im Pflegekind-
verhältnis möglichst bald zu beenden. So ist Vollzeitpflege 
gem. §§ 33 S. 1, 37 Abs. 1 S. 4 SGB VIII entweder „zeitlich 
befristet oder auf Dauer angelegt“. Damit sollte die human-
wissenschaftlich unumstritten notwendige, nachhaltige 
Kontinuitätssicherung gesichert werden, wie oben ausführ-
lich dargelegt worden ist.

Nun sind Spannungen im Pflegekindverhältnis gewiss 
nicht gänzlich vermeidbar, jedoch können zumindest die 
aus dem Auseinanderfallen von Recht und Lebenswirklich-
keit herrührenden Spannungen zeitlich begrenzt werden. In 
Konformität mit dem Völkerrecht zeigt hier das geltende
Jugendhilferecht in §§ 33, 36, 37 SGB VIII Wege auf, wie in 
Übereinstimmung mit der humanwissenschaftlichen
Befundlage Kontinuitätssicherung erreicht werden kann. 
Nur kennt bislang das Kindschaftsrecht im BGB bis auf die 
Adoption keine „auf Dauer angelegte Lebensperspektive“
außerhalb der Herkunftsfamilie. Hierdurch laufen die 
sozialrechtlich differenzierten Vorgaben zur Kontinuität 
sichernden Perspektiv- und Hilfeplanung für Pflegekinder 
in der Praxis ins Leere, könnte doch nur mittels einer fami-
liengerichtlichen Anordnung eine verbindliche Absicherung
eines Pflegekindschaftsverhältnisses erfolgen.

Gestaltungsspielräume des Gesetzgebers

In der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts 
(BVerfG) wie auch des Europäischen Gerichtshofs für 
Menschenrechte (EuGHMR) findet sich ein „Befristungs-
dogma“ für Pflegekindschaftsverhältnisse: Diese sind 
„institutionell auf Zeit angelegt“ und sollen sich nicht so 
verfestigen, dass die leiblichen Eltern mit der Weggabe 
des Kindes nahezu automatisch den dauernden Verbleib 
des Kindes befürchten müssten, worauf sich das zeitlich 
unbegrenzte Offenhalten der Rückführungsperspektive 
begründet. Die apodiktische Aussage des BVerfG wie auch 
des EuGHMR, dass die Inpflegegabe eines Kindes grund-
sätzlich eine vorübergehende Maßnahme darstelle, die zu 
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beenden sei, sobald die Umstände dies erlaubten, ist nicht 
nur konzeptionell unvereinbar mit den heute vorliegenden 
wissenschaftlichen Erkenntnissen z. B. zur Bindungsdyna-
mik in der Pflegefamilie, zur Traumarate unter Pflegekin-
dern sowie den Grenzen der Veränderbarkeit spezifischer 
Einschränkungen elterlicher Erziehungskompetenzen, 
sondern sie ist gänzlich überholt worden von der fakti-
schen Realität der Pflegekindschaft in Deutschland. Es 
fällt auf, dass die in Art. 20 UN-KRK getroffene völkerrecht-
liche Feststellung, dass Pflegekinder „vorübergehend oder 
dauernd“ aus ihrer familiären Umgebung herausgelöst 
sein können, an keiner Stelle in der Rechtsprechung des 
BVerfG und des EuGHMR auch nur eine Erwähnung findet. 
Die Völkergemeinschaft hat, wie sich aus den Materialien 
ergibt, lange um diese Formulierung gerungen, um sich 
schließlich aus guten Gründen für die Gleichwertigkeit der 
Optionen unter Beachtung der Kontinuitätssicherung für 
gefährdete Kinder zu entscheiden. 

Allerdings weisen sowohl das BVerfG, als auch der Eu-
GHMR selbst den Weg aus dem Dilemma: Das von Seiten 
der Rechtsprechung anzustrebende Ziel der späteren 
Zusammenführung von Kind und leiblichen Eltern ist stets 
mit dem Wohl des Kindes in Einklang zu bringen, wobei 
letzteres das Elterninteresse überwiegen kann: „Insbeson-
dere hat ein Elternteil nach Art. 8 EMRK keinen Anspruch 
auf Maßnahmen, die der Gesundheit und Entwicklung des 
Kindes schaden würden“. Der EuGHMR hat wiederholt 
die rechtliche Absicherung des dauerhaften Verbleibs im 
Wege der Übertragung des Sorgerechts auf die Pflegeel-
tern als konventionsgemäß anerkannt.

Das Kontinuitätsprinzip, die Anerkennung von de-facto-
Familienbeziehungen sowie die „sozial-familiäre Bezie-
hung“ erlangen im Völkerrecht, aber auch im deutschen, 
ausländischen und internationalen Familien-, Sozial- und 
Verfahrensrecht ein immer größeres Gewicht. Es kann 
nicht ernsthaft behauptet werden, dass das Verfassungs-
recht der Bundesrepublik eine permanente Verunsicherung 
von Pflegeeltern und Pflegekindern gebieten und eine 
Kontinuitätssicherung im Familienrecht verbieten würde. 
Im Gegenteil: Bereits 1968 greift das BVerfG entwicklungs-
psychologische Erkenntnisse auf, die inzwischen weltweit 
vielfach bestätigt worden sind: Da das Kleinkind seine Be-
dürfnisse nach Zuwendung, Bindung und Versorgung nicht 
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aufschieben kann, müssen nach einer unvermeidbaren 
Herausnahme die Veränderungen bei den Herkunftseltern 
in dem „für die Entwicklung des Kindes entscheidenden 
Zeitraum“ stattfinden. Fallen die rechtliche und soziale 
Elternschaft hingegen auf lange Sicht auseinander, wird 
dieser Umstand als kindeswohlwidrig eingestuft.

Das Verfassungsrecht der Bundesrepublik steht der Besei-
tigung einer solchen nicht nur kindeswohlwidrigen, son-
dern unter Umständen kindeswohlgefährdenden Rechtsla-
ge keineswegs entgegen. Im Gegenteil: Der Gesetzgeber 
ist zur Beseitigung kindeswohlgefährdender Umstände 
geradezu verpflichtet; die Grundrechte der Eltern sind nicht 
unüberwindbar und das Kindeswohl muss letztlich bestim-
mend sein.

Schließlich hat „der Gesetzgeber (…) beim Erlass kin-
deswohldienlicher Maßnahmen Einschätzungs- und 
Gestaltungsspielräume, die eine Durchbrechung des 
Befristungsdogmas beim Pflegekindverhältnis nicht 
von vornherein ausgeschlossen erscheinen lassen. Die 
Spielräume des Gesetzgebers, unter Überwindung von 
Elterninteressen zum Wohle des Kindes in bestimmten 
Situationen rechtliche Sicherungsmöglichkeiten zu schaf-
fen, sind vom Bundesverfassungsgericht nicht ausge-
leuchtet“.

Somit verfehlen Zweifel an den Gestaltungsmöglichkei-
ten des Gesetzgebers, die zur Argumentation vorgebliche 
verfassungsrechtliche Bedenken und Schranken ins Feld 
führen, die verfassungsrechtliche Ausgangslage.

Regelungsbereiche

Reformen des Rechts der Pflegekindschaft erscheinen in 
folgenden, sogleich ausführlich dargelegten Regelungs-
bereichen notwendig: die Ermöglichung der Adoption; die 
familiengerichtliche Absicherung von Pflegekindschafts-
verhältnissen unterhalb der Adoption; die Prüfung der 
Frage, ob Pflegeeltern die Vormundschaften über die bei 
ihnen lebenden Pflegekinder übernehmen sollten; die 
sorgerechtlichen Kompetenzen von Pflegeeltern; das auf 
Trennung und Scheidung von Kindeseltern konzentrierte 
Umgangsrecht, welches auf Kinder, die wegen Gefähr-
dungen bei und durch ihre Eltern fremdplatziert werden 
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mussten, nicht passt sowie schließlich die verfahrens-
rechtliche Stellung der Pflegeeltern.

Adoption

§ 36 Abs. 1 Satz 2 SGB VIII normiert bereits seit 1990/ 
1991, dass „vor und während einer langfristig zu leisten-
den Hilfe außerhalb der Familie [ ] zu prüfen [ist], ob die 
Annahme als Kind in Betracht kommt“. Mit dieser Ver-
pflichtung schuf der Gesetzgeber eine Rangordnung der 
rechtlich unterschiedlichen Formen „sozialer Elternschaft“. 
Der damalige Gesetzgeber ging in Übereinstimmung mit 
der in- und ausländischen Fachdiskussion davon aus, 
dass bei einem Ausfall der eigenen Familie auf Dauer 
grundsätzlich eine langfristige Betreuung des Kindes oder 
Jugendlichen außerhalb des Elternhauses vorrangig durch 
die Adoption sichergestellt werden soll. Diese Rangord-
nung des Gesetzgebers ist nach wie vor für Kinder, die 
langfristig nicht bei ihren Eltern aufwachsen können, die 
zu favorisierende Option. Mit der Prüfungsverpflichtung in 
§ 36 Abs. 1 Satz 2 SGB VIII wollte der Gesetzgeber die-
se Option in das Blickfeld der Entscheidungsfindung im 
Rahmen der jugendamtlichen Hilfeplanung rücken. Damit 
die Adoptionsoption im Rahmen der Hilfegewährung von 
langfristigen Hilfen außerhalb der Familie nicht in Verges-
senheit gerät, verpflichtet § 36 Abs. 1 Satz 2 SGB VIII die 
Fachkräfte in den Jugendämtern, die Adoptionsoption
ernsthaft zu prüfen. 

Im Ausland, insbesondere in den USA und Großbritannien, 
also in den Modell gebenden Staaten des Permanency  
Planning, wird der Vorrang der Adoption vor der langfris-
tigen Unterbringung in Pflege umgesetzt und es werden 
deutlich mehr Pflegekinder adoptiert, als in Deutschland.

Auch wenn in Deutschland teilweise Fachkräfte aus der 
Adoptionsvermittlung an Hilfeplankonferenzen im Kontext 
von Kindesunterbringungen teilnehmen, so wird die Ad-
optionsoption entweder kaum thematisiert oder scheitert 
an zwei Hürden: an der nur unter engen und in unglück-
licherweise kausal formulierten gesetzlichen Vorausset-
zungen einer gerichtlichen Ersetzung der Einwilligung der 
Personensorgeberechtigten gem. § 1748 BGB, § 186 Nr. 2 
FamFG. Auch kann der Umstand, dass in Frage kommende 
Pflegeeltern vor der vollen finanziellen Verantwortung
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zurückschrecken, einer Adoption im Wege stehen und darin 
begründet liegen, dass die auf die Familie zukommenden 
tatsächlich entstehenden Aufwendungen wegen der er-
heblichen Vorbelastungen der Pflegekinder häufig nicht 
absehbar sind. Häufig wird wegen der nicht absehbaren Er-
folgschancen eines gerichtlichen Ersetzungsverfahrens der 
Weg zum Gericht gescheut, obschon ein Unterliegen kaum 
Risiken für das Kind, die Pflegeeltern oder die Behörden 
mit sich bringt, ein Obsiegen indes die aus dem Auseinan-
derfallen von Recht und Lebenswirklichkeit resultierenden 
Spannungen wesentlich reduziert. Ob durch gesetzlich ein-
geräumte Umgangsrechte nach einer Adoption die Einwilli-
gungsbereitschaft auf Seiten der leiblichen Eltern gesteigert 
werden könnte, bedarf der Überprüfung. Manche Länder 
räumen auch nach einer Adoption bei Vorliegen bestimmter 
Voraussetzungen den leiblichen Eltern Umgangsrechte ein. 
Soweit hier auf der Ebene von Freiwilligkeit in diesem Be-
reich Kontakte für alle als sinnvoll erscheinen, ist das ermu-
tigend. Hingegen bestehen auch und gerade hier schwer-
wiegende Bedenken gegenüber Zwangskontexten beim 
Umgang. Auch hinsichtlich der finanziellen Verantwortung 
kommen andere Länder aus dem angloamerikanischen 
Rechtskreis den adoptionsbereiten Pflegeeltern insoweit 
entgegen, dass bei Vorliegen bestimmter Voraussetzungen 
auch nach einer Adoption weiterhin eine Beteiligung an der 
finanziellen Verantwortung für das Kind übernommen wird 
(subsidized adop-tion / adoption with allowances). Dort 
wird ein Vorteil der Adoption auch dann anerkannt, wenn 
der Staat in dieser Hinsicht weiterhin in der Verantwortung 
bleibt; Adoptionen sollen nicht an den Finanzen scheitern 
und auch weniger begüterten Pflegeeltern und den bei ihnen 
wohnenden Pflegekindern zugänglich sein.

Angesichts eines differenzierten Hilfespektrums der 
Kinder- und Jugendhilfe, welches selbstverständlich auch 
adoptierten Kindern im Bedarfsfall zusteht, und angesichts 
der sozialrechtlichen, insbesondere krankenversicherungs-
rechtlichen Gleichbehandlung von adoptierten und leibli-
chen Kindern in Deutschland, spielt die finanzielle Unter-
stützung nach dem angloamerikanischen Modell bei uns 
vermutlich aber keine zentrale Rolle.

Immerhin erfolgten in Deutschland im Jahre 2014 3805 
Adoptionen (hiervon 2314 durch Stiefeltern und Ver-
wandte, 1494 als „Fürsorgeadoption“), in 217 Fällen mit 
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ersetzter Einwilligung zur Adoption. Hier wären – wie 
bei den Reformen von § 1666 BGB – die Tatbestands-
hürden für die Ersetzung der Einwilligung in § 1748 BGB 
zu überprüfen und zu objektivieren, fokussiert diese 
Vorschrift zu stark auf ein Elternverhalten und kaum 
auf die Befindlichkeit und Entwicklung des Kindes. 
Historisch und rechtsvergleichend betrachtet zeichnet 
sich doch im modernen Adoptionsrecht wegen dessen 
Kindeswohlzentrierung in Abkehr vom Vertrags- zum 
Dekretsystem eine bemerkenswerte Entwicklung ab, die 
eher eine Annäherung von Pflegekindschaft und Adop-
tion kennzeichnet:

•	 Tendenzen zu offeneren Adoptionsformen
•	 u. U. Umgangsrechte auch nach Adoption
•	 Anerkennung der Bedeutung der lebensgeschichtli	-	
	 chen Identität bei adoptierten wie bei Pflegekindern
•	 Subventionierte Formen der Adoption
•	 Spätadoption
•	 Rechtlich abgesicherte Formen der Pflegekindschaft 	
	 auf Dauer
•	 Namensrechtliche Hilfestellung für Pflegekinder
•	 Pflegeeltern als Vormund

Auch wenn die Unterschiede zwischen Adoption und Pfle-
gekindschaft nach wie vor bestehen bleiben, verringern 
sich die früheren Eindeutigkeiten und Unterschiede doch 
allmählich, sodass durchaus von einer gegenseitigen 
Durchdringung gesprochen werden kann. Die verpflich-
tende Prüfung der Adoptionsoption durch die Kinder- 
und Jugendhilfe hat seit ihrer Einführung noch nicht die 
beabsichtigten Wirkungen gezeigt und das SGB VIII stößt 
hier an Grenzen, weil die Familiengerichte gefragt sind. 
Soweit mit regelmäßigen finanziellen Zuwendungen in 
bestimmten Konstellationen die Adoptionsbereitschaft 
gesteigert werden könnte, geht das nicht ohne Gesetzes-
änderung, sieht doch das Adoptionsvermittlungsgesetz 
nur beraterische Hilfen nach erfolgter Adoption vor. Die 
Adoptiveltern rücken in alle Verpflichtungen dem Kind 
gegenüber ein. Aktuelle Rechtsstudien zeigen die unzeit-
gemäße Gestaltung des Adoptionsrechts in Deutschland 
ebenso auf, wie die Vorteile der Adoption als Kindes-
schutzmaßnahme nachgewiesen und beachtliche Vor-
schläge für eine Reform in diesem Bereich entwickelt 
werden.
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Familienrechtliche Absicherung unterhalb der Adoption

Die Verbleibungsanordnung gemäß § 1632 Abs. 4 BGB 
könnte auch ohne zeitliche Begrenzung ausgesprochen 
werden; dies ist aber höchst umstritten, wie bereits gezeigt 
wurde. Denn eigentlich sollte § 1632 Abs. 4 BGB als Inst-
rument zur Vermeidung einer Herausnahme „zur Unzeit“ 
als Krisenintervention dienen. Gleichzeitig darf aber nicht 
übersehen werden, dass sich Pflegekinder, insbesondere im 
Kleinkindalter, an die sie betreuenden Pflegeeltern im Re-
gelfall relativ schnell eng binden, sodass für sie in der Regel 
eine Trennung „zur Unzeit“ erfolgen wird. Zum Zeitpunkt der 
Verbleibensanordnung sind Prognoseentscheidungen dar-
über, wann eine Herausgabe bzw. Rückführung nicht mehr 
„zur Unzeit“ erfolgen würde, kaum möglich. Ehrgeizigen 
„Umgewöhnungsversuchen“ sind hier aus fundierten Grün-
den, insbesondere wegen des menschen- und verfassungs-
rechtlich gebotenen Schutzes des Kindes, Grenzen gesetzt. 
§ 1632 Abs. 4 BGB kann nicht darüber hinwegtäuschen, 
dass hier eindeutig eine Schutzlücke des geltenden Rechts 
besteht, die letztlich vom Gesetzgeber auszufüllen sein wird. 
Mit § 1632 Abs. 4 BGB muss aber heute schon dem Um-
stand Rechnung getragen werden, dass in einer Vielzahl von 
Pflegeverhältnissen Pflegekinder dauerhaft nicht im elterli-
chen Milieu leben können – ein Sachverhalt, den das Völker-
recht und das Sozialrecht anerkennen. 

Zivilrechtlich müsste dem Familiengericht ein Instrument an 
die Hand gegeben werden, auch unterhalb der Adoption ei-
nen dauerhaften Verbleib mit Zustimmung oder auch gegen 
den Willen der Eltern anordnen zu können. Die Verbleibensa-
nordnung gem. § 1632 Abs. 4 BGB als kinderschutzrechtli-
che Maßnahme wie auch ein Sorgerechtseingriff gem. §§ 
1666, 1666a BGB unterliegen den Überprüfungsregeln des § 
1696 Abs. 2 BGB. Ein solches Überprüfungsverfahren kann 
jeder Zeit von Amts wegen, auf Initiative der (auch nicht 
mehr sorgeberechtigten) Eltern, des Vormundes oder Er-
gänzungspflegers oder des Jugendamtes in Gang gebracht 
werden und verunsichert das Kind wie die Pflegeeltern und 
macht auch in aussichtslosen Fällen Eltern u. U. unberech-
tigte Hoffnungen. Im Rahmen der Überprüfung der Gefähr-
dung ist nicht nur das Bestehen der ursprünglichen Gefähr-
dung zum Zeitpunkt der Herausnahme des Kindes bzw. der 
Verbleibensanordnung in den Blick zu nehmen, sondern 
auch und gerade die durch die beabsichtigte Aufhebung der 
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ergangenen Schutzanordnungen nunmehr entstehenden Ge-
fährdungen. Erforderlich ist daher eine gesetzliche Regelung, 
die die zivilrechtliche Absicherung durch das Familiengericht 
auf Dauer ermöglicht. Sie muss ausschließlich kinderzent-
riert erfolgen und sollte daher nicht an die Zustimmung der/
des Personensorgeberechtigten gekoppelt sein und nur 
unter der Voraussetzungen der §§ 1666, 1666a BGB in Frage 
gestellt werden können.

Pflegeeltern als Vormund

Zwar könnte auf den ersten Blick die Übertragung der Vor-
mundschaft auf die Pflegeeltern in dafür geeigneten Fällen 
eine Lösung sein, um Kontinuität zu sichern, Spannungen 
abzubauen und Entscheidungsmacht dorthin zu verlagern, 
wo das Kind tatsächlich lebt und wohin die Verantwortung
verlagert wurde. Jedoch steht diese Bestellung der Pfle-
geeltern als Vormund auch unter der schon aufgezeigten, 
jederzeitigen Aufhebbarkeit der Kindesschutzmaßnahme.

Kompetenzen der Pflegeeltern gem. §§ 1630 Abs. 3 		
und 1688 BGB

Pflegeeltern ohne Handlungsmacht im Innenverhältnis 
dem Kind oder Jugendlichen, aber auch im Außenverhält-
nis Dritten gegenüber, können ihrer Verantwortung nicht 
gerecht werden. Dies hat der Gesetzgeber grundsätzlich 
anerkannt, dennoch vermögen die vorhandenen Wege 
zumeist nicht die notwendigen Handlungssicherheit zu 
vermitteln. Die Übertragung von Sorgerechten gem. § 
1630 Abs. 3 BGB erfolgt verhältnismäßig selten; ihr ste-
hen neben dem Zustimmungserfordernis psychologische 
Barrieren entgegen. Zudem kann diese Übertragung auch 
jeder Zeit widerrufen werden. Die gesetzlichen Wirkungen 
des § 1688 BGB74 verleihen zwar die Alltagssorge an die 
Pflegeeltern in länger andauernden Pflegekindschafts-
verhältnissen. Jedoch könnte der Inhaber der elterlichen 
Sorge auch hier diese Befugnisse einschränken oder 
ausschließen, es sei denn eine Verbleibensanordnung ist 
ergangen (§ 1688 Abs. 4 BGB). Unklar ist auch, inwieweit 
diese Alltagssorge bei bestehenden Vormundschaften 
wirkt. Zudem bestehen hinsichtlich der Reichweite der 
Alltagssorge erhebliche Unsicherheiten. In der Alltagssor-
ge bildet sich auch nicht die Reichweite der tatsächlich 
übernommenen Verantwortung ab, die über diese weit 
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hinausgeht. Soweit der Gesetzgeber die erforderliche 
zivilrechtliche Absicherung von Dauerpflege einführt, 
müsste damit eo ipso den Pflegeeltern auch die Ent-
scheidungsmacht in Angelegenheiten von erheblicher 
Bedeutung zufallen (ausgenommen Staatsangehörigkeit, 
Auswanderung und Adoption).

Umgang

Im Umgangsbereich sind differenzierende Regelungen 
erforderlich, ist doch nahezu das gesamte Umgangs-
recht sowie das dazugehörige Verfahrensrecht von der 
Situation des Kindes bestimmt, das bei einem seiner 
leiblichen Elternteile lebt und mit dem anderen Elternteil 
Kontakt haben soll. Pflegekinder hingegen konnten bei 
keinem der Elternteile leben, mussten sie doch wegen 
erheblicher Gefährdungen aus der Herkunftsfamilie 
genommen werden. Die Vermutung der Kindeswohldien-
lichkeit von Umgang (§ 1626 Abs. 3 BGB) ist bei diesen 
Kindern bereits durch die Notwendigkeit der Fremdplat-
zierung häufig fraglich und keine Selbstverständlichkeit, 
können doch diese Kinder durch Umgang retraumati-
siert, zumindest in ihrer Bindungsentwicklung erheblich 
gestört werden. Sicherheit hinsichtlich des künftigen Le-
bensmittelpunktes sowie Aufarbeitung ihrer belastenden 
Erfahrungen bieten zumeist unter Beachtung des Kindes-
willens neue Chancen für gewinnbringende Kontakte, ist 
doch nicht die Tatsache oder die Quantität, sondern die 
Qualität von Umgang ausschlaggebend. 

Durch eine nicht differenzierte Praxis der Gerichte und 
Behörden haben Pflegekinder oft keinen Profit vom Um-
gang mit den Herkunftseltern, weit häufiger Schädigungen 
durch erhebliche Verunsicherung. Dies liegt auch daran, 
dass keine Vor- und Nachbereitungen für Kinder, Eltern und 
Pflegeeltern vorgesehen sind und die ursprünglichen Grün-
de der Fremdplatzierung aus dem Blickfeld geraten. Die 
Hierarchie der wichtigsten Regelungsaufgaben bei fremd-
platzierten Kindern gerät auch immer wieder in Vergessen-
heit: 1. Schutz des Kindes vor Gefahren für sein Wohl, 2. 
Klärung des dauerhaften Lebensmittelpunktes des Kindes 
und erst dann 3. Regelung des Umgangs. Die Rechtspre-
chung des BVerfG hat hier bereits aufgezeigt, dass erstens 
keine Destabilisierung des Pflegekindes durch Umgang 
erfolgen darf und dass zweitens die erhebliche Bedeutung 
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des Kindeswillens bei älteren Kindern nicht übergangen 
werden darf.

Verfahrensrechtliche Stellung der Pflegeeltern

Grundsätzlich ist hier die Einbeziehung der Pflegekinder 
durch die Kindesanhörung gem. § 159 FamFG und durch 
die Interessenvertretung durch einen hier qualifizierten 
Verfahrensbeistand i. S. d. § 158 FamFG sichergestellt. 
Die verfahrensrechtliche Stellung von Pflegeeltern ist 
nicht systematisch geregelt, teilweise vom richterlichen 
Ermessen abhängig und auch nach wie vor im Streit. 
Soweit das Gesetz durch §§ 1630 Abs. 3, 1632 Abs. 4, 
1688 Abs. 3 und 4 BGB den Pflegeeltern ausdrücklich 
Antragsrechte einräumt, stehen ihnen auch alle Rechte 
als Verfahrensbeteiligte zu. Hingegen haben Pflegeeltern 
nach herrschender Meinung gegen Entscheidungen, die 
die elterliche Sorge oder das Umgangsrecht der Eltern 
mit den Pflegekindern betreffen, keine Beschwerderechte, 
weil sie hier nicht in ihren Rechten beeinträchtigt sein sol-
len. Wie fragwürdig ein solcher Standpunkt ist, zeigt sich 
etwa am Beispiel von gerichtlichen Entscheidungen, die 
den Umgang des Pflegekindes mit seinen Eltern regeln. 
Da Pflegeeltern in den Schutzbereich des Art. 6 Abs. 1 GG 
fallen, lässt sich verfassungsrechtlich dieser Standpunkt 
kaum halten; muss sich doch die Pflegefamilie an die 
vom Familiengericht getroffene Umgangsentscheidung 
halten und ist somit unmittelbar in ihrem Familienleben 
(Urlaub, Wochenenden) von der Entscheidung betroffen.

Für den Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte 
fallen Pflegeeltern in den Schutzbereich des „Familienle-
bens“ gem. Art. 8 Abs. 1 EMRK, wenn zwischen ihnen und 
dem Pflegekind eine familienähnliche Beziehung besteht 
oder bestanden hat („de facto family situation“). Für den 
EuGHMR ergeben sich daraus selbstverständlich auch im 
Umgangsbereich Beschwerderechte der Pflegeeltern. An 
diesem Beispiel zeigt sich, dass die Pflegeeltern sehr wohl 
durch den Ausgang einer gerichtlichen Umgangsregelung 
beschwert sein können, weshalb ihnen de lege ferenda 
ausdrücklich auch in diesen Bereichen die Beteiligten-
stellung und auch ein Beschwerderecht zustehen muss. 
Bis dahin haben die Vorgaben des EuGHMR auch für 
deutsche Gerichte Verbindlichkeit. Dies gilt für nachfol-
gende Verfahren: Überprüfung von Entscheidungen gem. 
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§§ 1666, 1666a BGB im Rahmen des § 1696 BGB, 166 
FamFG, bei Umgangsregelungen gem. §§ 1684, 1685 BGB, 
bei Kompetenzkonflikten im Rahmen der §§ 1630 Abs. 3,  
1688 Abs. 3, Satz 2 und Abs. 4 BGB, bei öffentlich-rechtli-
cher Namensänderung nach dem Namensänderungsge-
setz, bei Bestellung bzw. Abberufung als Vormund/ 
Ergänzungspfleger.

Ausblick

Nachdem im Kontext des Abstammungs- und des Um-
gangsrechts sowie bei der Regelung der Fortpflanzungs-
technologien das Bestehen bzw. Nichtbestehen einer 
„sozial-familiären Beziehung“ jüngst eine immer größere 
Bedeutung erlangt hat, ist es an der Zeit, dass die schon seit 
Menschengedenken bestehende „sozial-familiäre Bezie-
hung“ zwischen Pflegekind und Pflegeeltern gleichermaßen 
die Aufmerksamkeit in den familienpolitischen Diskursen 
erlangt. Die Rezeption des heute verfügbaren Wissens zu 
Pflegekindern als Gruppe durch politische Entscheidungs-
träger in Deutschland erscheint deshalb dringend geboten.

Obwohl die psychosoziale Entwicklung von Kindern in 
Familienpflege trotz erheblicher Vorbelastungen weit über-
wiegend günstig verläuft, scheint die Rechtsordnung der 
Bundesrepublik noch nicht dazu bereit zu sein, solche für 
diese Kinder existenziell wichtigen Beziehungen gemäß
dem Kontinuitätsprinzip rechtsverbindlich nachhaltig ab-
zusichern. Während der Konsens über Reformnotwendig-
keiten sich auf immer mehr Stimmen aus Praxis, Wissen-
schaft und aus den Fachverbänden stützen kann, scheint 
es immer noch Widerstand gegen jegliche Verstätigung im 
Sinne einer Kontinuitätssicherung von Pflegekindschafts-
verhältnissen im Familienrecht des BGB zu geben, teils 
unter Berufung auf das Bundesverfassungsgericht. 

Dabei hat sich der zuständige Bundesminister der Justiz 
im Jahr 2015 durchaus aufgeschlossen für die fachlich 
und wissenschaftlich gebotenen Reformen des Rechts 
der Pflegekindschaft geäußert: Die rechtliche Stellung 
von Pflegeeltern sollte verbessert, Vorschläge zu entspre-
chenden Regelungen sollten in wenigen Monaten vorge-
legt werden. Darüber hinaus hat das Bundeskabinett den 
Evaluationsbericht zum Bundeskinderschutzgesetz erst 
jüngst beschlossen und dieser Bericht hat wiederholt 
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nicht nur einen Prüf-, sondern auch einen Handlungsbe-
darf im Sinne einer Kontinuitätssicherung für Pflegekin-
der angemahnt. Das Bundesministerium für Familie,  
Senioren, Frauen und Jugend hatte bereits wiederholt 
sich auch für Veränderungen in diesem Sinn im Familien-
recht des BGB ausgesprochen.

In Anbetracht des heute vorliegenden wissenschaftlich  
gesicherten Erkenntnisstandes der Humanwissenschaften
ist eine Reform des Rechts der Pflegekindschaft in der Bun-
desrepublik geradezu geboten. Dennoch fällt es Rechtspolitik, 
Gesetzgebung, Rechtsanwendung, aber auch Rechtswis-
senschaft äußerst schwer, diese Befunde zu rezipieren. Wie 
aufgezeigt wurde, hat der Gesetzgeber grundsätzliche Gestal-
tungsspielräume und, insbesondere wenn die Überwindung 
des Befristungsdogmas und eine familienrechtliche Absiche-
rung des Pflegekindverhältnisses als dauerhafter Lebensform 
auf empirisch gut begründeter Grundlage geschaffen werden, 
bestehen realistische Chancen dafür, dass Neuregelungen 
einer verfassungsgerichtlichen Überprüfung standhalten.

Dieser Fachbeitrag ist in der Fachzeitschrift Recht der Jugend 
und des Bildungswesens (RdJB), Ausgabe 2/2016, erschienen 
und wird hier mit freundlicher Genehmigung des Berliner Wis-
senschaftsverlags veröffentlicht. Für die im Text verwendeten 
wissenschaftlichen Quellen verweisen wir auf den Originaltext 
in der RdJB.
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Gedenktag für misshandelte Kinder
Jedes Jahr veranstaltet die Yagmur Gedächtnis-
stiftung einen Gedenktag für Yagmur – ein Mäd-
chen aus Hamburg, das nur drei Jahre alt werden 
durfte, ehe es von den eigenen Eltern so schwer 
misshandelt wurde, dass es starb. Die Stiftung 
möchte an diesem Gedenktag öffentlich an das 
Schicksal von Yagmur und fünf weiterer Kinder 
erinnern, die ähnlich grausam ums Leben ka-
men. 

Der Gedenktag soll aber auch zeigen, dass 
sich etwas bewegt in Sachen Kinderschutz in 
Hamburg. Vertreter aus Politik, Wissenschaft und Kultur wer-
den von der Stiftung eingeladen, um Fortschritte, Probleme und Hindernisse auf 
dem Weg zu einem besseren Kinderschutz vorzustellen und zu diskutieren.

Yagmur Erinnerungspreis „Zivilcourage im Kinderschutz“
Initiativen, die sich für einen besseren Kinderschutz in Hamburg einsetzen, können 
sich jedes Jahr um den Yagmur Erinnerungspreis „Zivilcourage im Kinderschutz“ be-
werben. Die Stiftungsjury wählt aus allen eingereichten Vorschlägen einen würdigen 
Preisträger aus. Der mit 2000 Euro dotierte Erinnerungspreis wird im Rahmen des 
Gedenktags vergeben. 

Erster Preisträger war im Jahr 2016 der Arbeitskreis Dulsberg. In dem Stadtteil-
Gremium haben sich soziale Dienstleister zusammengeschlossen. Der Arbeitskreis 
wurde von der Jury der Yagmur Gedächtnisstiftung für seine Plakatkampagne „Wir 
vom Dulsberg sagen NEIN“ ausgezeichnet.

Bericht zur Kinderschutzpraxis
Außerdem gibt die Yagmur Gedächtnisstiftung jährlich zum Gedenktag einen Bericht 
heraus, der den aktuellen Stand der Kinderschutzpraxis durch die öffentliche Hand 

Besserer Kinderschutz für Hamburg

Sechs Hamburger Kinder sind in den vergangenen Jahren von ih-
ren Eltern oder Pflegeeltern getötet worden. Die Yagmur
Gedächtnisstiftung setzt sich dafür ein, dass Kinder künftig besser
geschützt werden – vor Misshandlungen und vor folgenschweren 
Behördenpannen.



Seite 47

Hintergrund
Die Yagmur Gedächtnisstiftung

in Hamburg dokumentiert und bewertet. Er soll als Diskussionsgrundlage dienen und 
der Politik Handlungsempfehlungen für weitere Verbesserungen geben.

Entstehung
Gegründet wurde die Yagmur Gedächtnisstiftung von Michael Lezius, einem Ham-
burger Bürger und (Pflege-)Vater, den das Schicksal der misshandelten Kinder sehr 

bewegte. Nach dem Tod von Yagmur verfolgte er den Straf-
prozess gegen die leiblichen Eltern und die Arbeit des Parla-
mentarischen Untersuchungsausschusses. Als ein weiteres 
Kind nach gewalttätigen Übergriffen seiner Eltern sterben 
musste, beschloss Michael Lezius, sich aktiv für besseren 
Kinderschutz in Hamburg einzusetzen. Mit 20.000 Euro aus 

seinem Privatvermögen legte er im April 2016 den Grundstein für die Yagmur Ge-
dächtnisstiftung, die als unselbständige Treuhandstiftung von der Haspa Hamburg 
Stiftung verwaltet wird. Die Stiftung ist für eine Dauer von zehn Jahren angelegt. 

Selbstverständnis
Die Yagmur Gedächtnisstiftung ist eine aus privaten Mitteln finanzierte, gemeinnützi-
ge und überparteiliche Einrichtung. Sie hat es sich zur Aufgabe gemacht, den Kinder-
schutz in Hamburg stärker ins Bewusstsein von Politik und Gesellschaft zu rücken. 
Dabei steht für die Arbeit der Stiftung die Überzeugung im Vordergrund, dass im Fall 
von Misshandlung und Gewalt gegen Schutzbefohlene die Kinderrechte vor die Eltern-
rechte gestellt werden müssen. 

Die Stiftung erinnert mahnend an die vielen Fälle von schwerer Kindesmisshandlung 
und -tötung in Hamburg. Doch den Vertretern der Stiftung ist es wichtig, nicht nur zu 
kritisieren, sondern einen konstruktiven Beitrag zu leisten. Deshalb haben sie sich 
auch der Präventionsarbeit verschrieben. 

Die Stiftung versteht sich als
•	 Beobachter der aktuellen Kinderschutzpraxis der öffentlichen Hand
•	 Dialogpartner für die konkrete Verbesserung von Kinderschutzmaßnahmen
•	 Förderer von Personen und Einrichtungen, die sich dem Kinderschutz in Ham-

burg verschrieben haben

Spenden
Die Yagmur Gedächtnisstiftung braucht Unterstützung: Große und kleine Spenden sind 
für die erfolgreiche Arbeit der Stiftung unerlässlich und werden dankbar angenommen 
unter folgender Bankverbindung:

Yagmur Gedächtnisstiftung
IBAN: DE35 2005 0550 1002 2425 90
BIC: HASPDEHHXXX
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Hintergrund

Der Arbeitskreis Dulsberg ist ein Zusammenschluss der sozialen Dienstleister im 
Stadtteil Dulsberg. Im Jahre 1984 von damaligen Akteuren gegründet, begleitet und 
gestaltet er seitdem aktiv die soziale Landschaft des Stadtteils.

Aktives Netzwerk

Früher monatlich, heute zweimonatlich treffen sich Institutionen, Projekte und Verei-
ne aus dem gesamten Spektrum der sozialen Hilfesysteme. Anbieter für Kinder- und 
Jugendliche, für Menschen mit physischen und psychischen Beeinträchtigungen, 
für Frauen, für Senioren, für migrantische Communities, aus dem schulischen, sport-
lichen und kirchlichen Sektor, für Kultur und übergeordnete Formen wie Nachbar-
schaftshilfe oder Stadtteilentwicklung.

Zwischen 20 bis 25 regelmäßig Teilnehmende repräsentieren das Interesse an einem 
gemeinsamen Austausch und die Vielfalt der vorhandenen Szene. Dabei wird kein 
Unterschied zwischen Einrichtungen kommunaler und freier Trägerschaft gemacht.
Diese sektorüberschreitende Zusammenarbeit ist ein herausragendes Qualitätsmerk-

Engagiert für den Stadtteil

Für seine Plakatkampagne wurde der Arbeitskreis Dulsberg mit 
dem Preis „Zivilcourage im Kinderschutz“ 2016 ausgezeichnet. 
Das engagierte Stadtteil-Gremium hat schon viel erreicht.



Seite 49

Hintergrund
Der Arbeitskreis Dulsberg im Porträt

mal, weil es fachlich übergreifende Kooperationen ermöglicht, das reine Nebenein-
anderher von Hilfeangeboten verhindert und allen Beteiligten eine Erweiterung des 
eigenen Blickwinkels und Horizonts gewährleistet.

Der Arbeitskreis Dulsberg besitzt ein zweiköpfiges Sprecherteam. Als Geschäftsstelle 
fungiert das Stadtteilbüro Dulsberg. In diesem Dreieck werden die Sitzungen inhalt-
lich vorbereitet und moderiert.

Projekte und Aktionen

Sowohl praktische Aktivitäten wie auch Intervention in politische Auseinanderset-
zungen kennzeichnen die Arbeit der letzten drei Jahrzehnte. Hierzu gehören, wie im 
Jahr 2010, Protestaktionen gegen Kürzungen im sozialen Bereich. Gemeinsam fuhr 
man mit einem gecharterten und mit Transparenten verzierten Doppeldeckerbus zum 
Jugendhilfeausschuss, um die Bezirkspolitik auf die Auswirkungen hinzuweisen.

Aber auch die Durchführung von Vorhaben unter intensiver Einbeziehung der Kitas 
und Jugendeinrichtungen, wie z.B. die Umgestaltung von Spielplätzen, die Erstellung 
eines Kinderstadtteilplans oder die Verschönerung des Wohnumfeldes gehören zum 
Aktionsbereich.

Die Plakatkampage

Eines der intensivsten Kooperationsprojekte in der 32-jährigen Historie war die 
Plakatkampagne im Herbst 2015. Dem Arbeitskreis ist es nicht nur gelungen, aus 
seinem Kreis ein so ambitioniertes Vorhaben zu organisieren, sondern auch, Ge-
schäftsleute und Wohnungswirtschaft einzubeziehen und somit eine Vielzahl von 
Ausstellungsflächen im gesamten Stadtteil bereitgestellt zu bekommen.

Der Arbeitskreis erarbeitet aktuell gemeinsam mit vielen Akteuren und in enger Ko-
operation mit dem Stadtteilrat langfristige Leitlinien, nach denen der Dulsberg sich 
bis zum Jahre 2025 entwickeln soll. In einem intensiven, zuerst internen und im 1. 
Halbjahr 2017 auch nach außen in die Bewohnerschaft hinein geöffneten Prozess 
soll eine handvoll Determinanten gemeinsam formuliert werden, die dann in die 
Zweckbestimmung der Arbeit aller Einrichtungen des Netzwerkes einfließen soll.

Kontakt

Stadtteilbüro Dulsberg
Probsteier Straße 15
22049 Hamburg
Tel.: 040 - 652 80 16
Email: stb@dulsberg.de
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Kurzfassung des Sachstandsberichts 2016 

Die Yagmur Gedächtnisstiftung will jedes Jahr die Kinderschutz-
praxis des Hamburger Senats auf den Prüfstand stellen. Dazu gibt 
das Stiftungskuratorium eine wissenschaftliche Studie in Auftrag. 

Hintergrund

Die Stiftung setzt sich dafür ein, den Kinderschutz in Ham-
burg und Norddeutschland zu verbessern, das Bewusstsein 
der breiten Öffentlichkeit, der Politik, Behörden und Famili-
engerichte zu schärfen. Sie ergreift Partei für eine kontinu-
ierliche Sicherung des Kindeswohls und fordert, bei einer 
gravierenden Kindeswohlgefährdung genauer hinzusehen.

Anlass für die Gründung war der tragische Tod von Yag-
mur, ein Kind, das bereits unter staatlicher Obhut stand 
und in einer Pflegefamilie lebte. Sie kam nach der ange-
ordneten Rückführung zu ihren leiblichen Eltern in Folge er-
neuter schwerer Misshandlungen durch die Mutter qualvoll 
zu Tode.

Dies ist leider kein Einzelfall – in elf Jahren starben in 
Hamburg sechs Kinder unter staatlicher Aufsicht durch 
Misshandlung oder Vernachlässigung:

Juli 2004 – Michelle (2,5 Jahre) verstirbt in Folge von 
Vernachlässigung und Verwahrlosung. Die 28-jährige 
Mutter von sechs Kindern war mit der Aufgabe offensicht-
lich überfordert. Die Feuerwehr fand das tote Mädchen in 
einem mit Kot, Müll und Schimmel verdreckten  Zimmer, 
von dem die Türklinken abmontiert wurden.

März 2005 – Jessica (7 Jahre) erstickt an ihrem eigenen 
Erbrochenen. Nach jahrelanger Vernachlässigung wog das 
entkräftete Mädchen bei ihrem Tod nur 9,5 Kilo.

März 2009 – Lara-Mia (9 Monate) verstirbt in Folge von 
Unterernährung. Das ausgemergelte Mädchen hatte zum 
Zeitpunkt ihres Todes mit 4,8 Kilo keinerlei Fettreserven 
mehr. Die im Haushalt lebenden Hunde, Hasen und Ratten 
wurden durch die 18-jährige Mutter und ihren Lebensge-
fährten vorbildlich versorgt.

Der Sachstandsbericht 
2016 der Yagmur  
Gedächtnisstiftung steht 
im Internet kostenfrei als 
PDF zur Verfügung: 

yagmur-stiftung.hamburg
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Januar 2012 – Chantal (11 Jahre) stirbt an einer Metha-
don-Vergiftung. Das Kind, das seit 2008 neben zwei leib-
lichen Kindern und einem weiteren Pflegekind bei seinen 
drogenabhängigen Pflegeeltern lebte, hatte Zugang zu der 
Heroinersatzdroge und starb an einer Überdosis. 

Dezember 2013 – Yagmur (3 Jahre) stirbt durch zahlrei-
che Verletzungen, die ihr durch ihre leibliche Mutter zuge-
fügt wurden. Das Mädchen kam wenige Wochen nach ihrer 
Geburt in die Obhut einer liebevollen Pflegemutter. Bei den 
vom Jugendamt angeordneten Besuchen bei der leiblichen 
Mutter erlitt sie regelmäßig schwere Verletzungen. Trotz-
dem wurde das Kind zur leiblichen Mutter zurückgeführt.

Dezember 2015 – Tayler (13 Monate) verstirbt in Folge 
schwerer Kopfverletzungen und Hirnblutungen. Der Junge, 
der bereits wegen eines Schlüsselbeinbruchs und Miss-
handlungsverdachts schon einmal bei Pflegeeltern unter-
gebracht war, erlitt schwerste Verletzungen, nachdem sein 
Vater ihn zu heftig geschüttelt hatte.

Sechs Fälle, die schockieren und Entsetzen auslösen. Sie 
geschehen mitten unter uns. Häufig ist Überforderung der 
Eltern die Ursache. Sie – vor allem aber die Kinder – be-
nötigen die Unterstützung staatlicher Einrichtungen. Was 
aber tun, wenn selbst die staatlichen Einrichtungen über-
fordert sind? 

Im Sachstandsbericht der Yagmur Gedächtnisstiftung 
werden die toten Kinder treffend als „Spitze des Eisber-
ges“ bezeichnet. Ihnen kann nicht mehr geholfen werden. 
Umso mehr gilt es jetzt, aus ihren traurigen Geschichten 
zu lernen. 

So reagierte die öffentliche Verwaltung meist mit der 
Einführung neuer und dem Ausbau bestehender Kontroll-
mechanismen und stockte Personal auf, der Hamburger 
Senat erhöhte die Finanzmittel für die zuständigen Behör-
den.

Nach dem Tod von Chantal bildete die Hamburgische 
Bürgerschaft einen Sonderausschuss zur Aufklärung der 
Todesumstände, der zudem Strukturen und Abläufe im 
Bereich der Jugendhilfe beleuchten und Empfehlungen zur 
Verbesserung des Kinderschutzes erarbeiten sollte.

Sachstandsbericht 2016 
zur Kinderschutzpraxis des Hamburger Senates

Veröffentlichung: am 18.12.2016, dem Todestag Yagmurs
Verantwortlich: Kuratorium der Yagmur Gedächtnisstiftung
Auftraggeber: Stifter Michael Lezius

Hintergrund
Kurzfassung Sachstandsbericht 2016
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Der Tod von Yagmur veranlasste die Hamburgische Bür-
gerschaft dazu den Yagmur-Untersuchungsausschuss 
einzusetzen, der ein Jahr später einen 482 Seiten langen 
Bericht vorlegte, in dem zahlreiche gravierende Fehlent-
scheidungen des Jugendamtes und aller beteiligten Ent-
scheidungsträger festgehalten wurden. Ein Forderungska-
talog wurde aufgestellt.

Die Yagmur Gedächtnisstiftung beleuchtet in ihrem aktu-
ellen  Sachstandsbericht die Empfehlung des Sonderaus-
schusses „Zum Tod des Mädchens Chantal“, in der der 
Senat unter anderem aufgefordert wird, die Zusammen-
arbeit zwischen dem Jugendamt und den freien Trägern 
zu optimieren und transparenter zu gestalten, ein Be-
richtswesen bezüglich der Umsetzung des Qualitäts- und 
Beschwerdemanagements zu entwickeln, vor allem aber 
das Pflegekinder- und Pflegeelternwesen, auch durch ent-
sprechende Personalentwicklungsmaßnahmen, inhaltlich 
weiterzuentwickeln.

Weiterhin befasst sich der Sachstandsbericht mit den 
Empfehlungen des Untersuchungsausschusses im Fall 
Yagmur. Um eine Kindeswohlgefährdung auszuschließen, 
geht es auch hier vorrangig um eine verstärkte Personal-
entwicklung, aber auch um die Einführung und Einhaltung 
von fachlichen Standards, Diagnoseinstrumenten und 
einer einheitlichen transparenten Dokumentation und 
Kommunikation zwischen den beteiligten Einrichtungen, 
den Gerichten und der Polizei. Die Änderung des Sozial-
datenschutzes wird hierzu genauso empfohlen wie eine 
Verbesserung der Fehlerkultur in der Arbeit des ASD und 
verbindliche Standards für die Zusammenarbeit von Kitas 
und Jugendämtern bei Inobhutnahme. Eine weitere Emp-
fehlung des Untersuchungsausschusses ist die Erstellung 
eines Gutachtens zur Erziehungsfähigkeit vor der Rückfüh-
rung eines Kindes zu seinen leiblichen Eltern. 

Die Yagmur Gedächtnisstiftung appelliert in ihrem Bericht 
für eine gemeinsame Verantwortung der Bereiche Jugend-
hilfe, Gesundheit, Justiz und Polizei zur Verbesserung des 
Hamburger Kinderschutzes. Gemäß Analyse der Behörde 
für Arbeit, Soziales, Familie und Integration (BASFI) stehen 
die Perspektiven der Kinder zu selten im Mittelpunkt der 
Hilfen, obwohl das die zentrale Voraussetzung wäre. Geän-
dert werden kann dies nur, wenn die Fachkräfte direkt mit 

Hintergrund
Kurzfassung Sachstandsbericht 2016
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den Kindern ins Gespräch kommen, sie ernst nehmen und 
sich die beteiligten Akteure eng im Sinne des Kindeswohls 
als oberste Richtschnur miteinander abstimmen.

Der Sachstandsbericht beleuchtet aber nicht nur Mängel 
und Verbesserungspotenzial, er nennt auch erfreuliche 
Maßnahmen, die zur Verbesserung des Hamburger Kinder- 
und Jugendschutzes bereits ergriffen wurden.  

So hat der Hamburger Senat beispielsweise das Landes-
konzept „Frühe Hilfe: Guter Start für Hamburgs Kinder“ 
beschlossen, das darauf abzielt, die Beziehungs-, Erzie-
hungs- und Gesundheitskompetenz von Eltern zu fördern, 
die Rechte von Kindern auf Schutz und Förderung zu 
sichern und frühzeitig Kindesmisshandlung und -vernach-
lässigung zu verhindern. Hierbei sollen sogenannte Baby-
lotsen eingesetzt werden, die Geburtskliniken den Bedarf 
an psychosozialer Unterstützung klären und die Eltern zur 
Annahme von Hilfe motivieren und diese vermitteln. 

In der Ausarbeitung eines Qualitätsmanagementsystems 
wird in dem Kernprozess „Bearbeiten von Kindeswohlge-
fährungsmeldungen“ detailliert in zahlreichen Prozess-
schritten der Ablauf für das Handeln der Fachkräfte bei 
einer vermuteten Kindeswohlgefährdung beschrieben, um 
den Beteiligten eine starke Handlungssicherheit zu geben. 
Die Hamburger Jugendhilfeinspektion hat zur Aufgabe 
die Handlungspraxis zu beleuchten, um eine Qualitätssi-
cherung und -entwicklung zu gewährleisten. Klare Kom-
munikationsrichtlinien zwischen den Ärzten, dem Kinder-
kompetenzzentrum des Instituts für Rechtsmedizin am 
UKE und dem Jugendamt werden definiert und etabliert. 
Die Kooperation zwischen der Staatsanwaltschaft, der 
Polizei, den Hamburger Jugendämtern und der BASFI wird 
optimiert. Die Hamburger Polizei hat spezialisierte Bezie-
hungsgewaltsachbearbeiter (BGSB) eingeführt, die bei 
Verdacht auf Kindeswohlgefährdung gezielt ermitteln und 
die Schnittstelle zur Jugendhilfe bilden.

Der Hamburger Senat hat nach dem Fall Yagmur die Ini-
tiative ergriffen, die rechtlichen Bedingungen für einen 
besseren Schutz von Kindern zu optimieren. Nach der 
ständigen Rechtsprechung ist es zwar ohnehin geboten 
die Elternrechte gegen die Kinderrechte abzuwägen, dies 
ist aber oft nicht die gelebte Praxis. So ist es sinnvoll und 

Hintergrund
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notwendig die Rechte der Kinder über die Elternrechte im 
Fall von Vernachlässigung, Misshandlung oder Missbrauch 
zu stellen und dies im Text des Grundgesetzes in Art. 2 GG 
abzusichern. 

Die Yagmur Gedächtnisstiftung geht in ihrem Sachstands-
bericht auch ausführlich auf das Konzept Permanency  
Planning ein, das einen systematischen Prozess be-
schreibt, mit welchem innerhalb einer befristeten Periode 
mit einer begrenzten Anzahl von Zielvorgaben Kindern 
dazu verholfen werden soll, möglichst in Familien auf-
zuwachsen, die eine Kontinuität an Beziehungen mit 
sorgenden Eltern, Adoptiv- oder Pflegeeltern sichern und 
mit der Aussicht auf lebenslange Beziehungen verfolgen 
(Maluccio u. Fein, 1983). Grundlage des Konzeptes ist die 
Erkenntnis, dass Kinder und Jugendliche aus vernachlässi-
genden, missbrauchenden und anderen schwer gestörten 
Familienverhältnissen sich in einer kontinuierlichen, wert-
schätzenden, sicheren und stabilen familiären Umgebung 
zumeist weit besser erholen und entwickeln können. 

Der Sachstandsbericht schließt mit einem Ausblick: Auf 
Antrag der Enquete-Kommission zum Kinderschutz zeigt 
sich ein erstaunlich selbstkritisches Bild in Bezug auf die 
Defizite bei Ämtern, Trägern und Einrichtungen. Ein res-
pektabler Ansatz, aber auch gleichzeitig erschreckend. 
Aus Fehlern bei Chantal, Yagmur und den anderen Kindern 
zu lernen hat höchste Priorität. In allen Fällen wurde auf 
eine fehlende Kooperation bei den Schnittstellen zwischen 
Politik, Behörden, Polizei Gerichten, Kitas, Schulen und 
Gesundheitsämtern hingewiesen. Dies hat der Senat am 
21.08.2014 in seinem Kooperationskonzept niedergelegt. 
In der Praxis sind diese Erkenntnisse leider meist noch 
nicht angekommen. Der Senat hat es verstanden, aber 
die Umsetzung klappt noch nicht: bei 1.300 Pflegekindern 
wurden in 650 Fällen die Vorschriften nicht eingehalten.
Die Enquete-Kommission soll Empfehlungen zu 20 Fragen 
und Themen erarbeiten. Dies ist eine Herkulesarbeit, die 
sich aber zum Wohle der Kinder lohnt und vor allem drin-
gend erforderlich ist.

Hintergrund
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